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Die Lohnsteuer"reform"
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Arbeitsgemein­
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Fortsetzung auf Seite 2

Ohne noch das Überwälzungsproblem
in die Diskussion einzubringen, kann
festgestellt werden, daß von der Ge­
samtheit der Lohnabhängigen zum
mindesten 90 Milliarden Schilling
ohne Berticksichtigung der Sozialver­
sicherungsbeiträge, gezahlt werden
(21 Milliarden Lohnsteuer, 10 Milli­
arden Familienlastena usgleich,
35 Milliarden Umsatz- und Ver­
brauchssteuer , Rest fUr Tarife usw. )
Nimmt man noch die ca. 60 Milli­
arden Schilling der SOZialversicherungs­
abgaben dazu(wobei man den "Ar-

Unter dieser Losung demonstrierten am
dene linke Gruppen gemeinsam mit der
schaft für Gewerkschaftliche Einheit.

Gerade dieser Charakter der Lohn­
steuer erfordert die nähere Beschäfti ­
gung mit diesem Problem und die
Festlegung ihres Stellenwertes im ge­
samten Steuersystem. Es soll hier auch
untersucht werden, ob mit der Reform
des Steuersystems oder gar tiber
Lohnsteuerreformen Einkommensum­
verteilung zugunsten der Arbeiter­
schaft erreicht werden können.

Kampf der Sozialpartnerschaft:

"

In der auf Seite 2 angefUhrten Tabel­
le soll die Steuereinnahmeseite des
Bundes beleuchtet und der Entwick­
1ung der Löhne und Gehälter bzw. der
Gewinne gegentibergestellt werden.

Mit J • J •1975 steht uns wieder eine
Steuerreform ins Haus. Sie steht im
Mittelpunkt der Auseinandersetzun­
gen. Wirtschaftskammer • ÖVP und
bürgerliche Presse weisen auf die
leistungs" und familienfeindliche
Auswirkung der Reform hin und spre.
chen (wider besseren Wissens -
"Die Presse ") von der Benachteili ­
gung der "Selbständigen".

ÖGB und SPÖ wiederum sehen in der
Reform einen Erfolg für die "sozial
schwächeren" Schichten, wobei die
Steuerermäßigung bis zur Grenze der
"zumutbaren "Belastung der Wirt­
schaft und des Staates reicht.

Die KPÖ schließlich entlarvt den un­
sozialen Charakter der Lohnsteuer­
reform und fordert die Bevölkerung
auf, den Kampf für ein gerechtes
Steuersystem zu fUhren, ("Volksstim ­
me")als ob es im Kapitalismus "Ge­
rechtigkeit" geben könnte.

Bezeichnend fUr alle Stellungnahmen
ist die einseitige Betrachtung der
Steuereinnahmeseite, ohne die Frage
zu beachten, in wessen Interesse
die Steuern ausgegeben werden.
Ebenso ist allen Kritiken gemeinsam,
daß sie den Schwerpunkt auf die Ein­
kommenssteuer (Lohn- und veran­
lagte Einkommensteuern), auf die
Progression, die Absetz - und Frei­
beträge legen. Andere Arten der
Steuer werden außer Acht gelassen.

Dies ist zweifellos darauf zurtickzu·
fUhren, daß sich die Lohnsteuer un­
mittelbar auf die Höhe des Einkom­
mens auswirkt, ihre Veränderung so­
fort spürbar wird und für die Arbei­
ter und Angestellten fast keine Mög­
lichkeit hesteht. ihr auszuweichen.



Fortsetzung von Seite 1

beitgeberbeitrag" ohne weiteres als
von den Arbeitern und Angestellten
durch Lohnverzicht bezahlten Teil

betrachten kann ), so machen die
Beträge, die von "Arbeitnehmer­
sei te" getragen werden, beachtli ­
che 150 Milliarden Schilling aus.

Wenn also auch die Lohnsteuer be­
reits 21,1 Milliarden Schilling aus­
macht und beträchtlich rascher ge­
stiegen ist, als die anderen Steuer­
einnahmen, so muß dennoch die Ge­
samtheit der Steuerabgaben betrach­
tet werden, um Illusionen über die
mit der Lohnsteuerreform verbunde­
nen Erleichterungen zu verhindern.

Milliarden Schilling

1963 1968 1973

Löhne und 90 120 230*
Gehälter

Gewinne 62 80 140*

Lohnsteuer 3,8 8,6 21,1

Einkommenst. 4,8 8,3 15,4
(veranlagt)

Körperschafts -
2,1 2,8 3,9

steuer

Vermögensst. 0,64 0,87 1,7*

Bundes"1l. 3,6 4,8 8,4*
Gewerbest.

Verbrauchsst. 5,6 9,2 14,5*

Umsatzsteuer 11,1 18,0 31,0*

Farn ilienlasten-
11,5*ausgleich

3,0 6,7

offensiv links
Linke, Sozialisten, Kommunisten wissen oft zu wenig von ihren unterschied­
lichen Problemen und Auffassungen, auch von den Problemen und Meinun­
gen der Arbeiter, Angestellten, Schüler und Studenten.

Die Arbeiter, Angestellten, Schüler und Studenten wissen wenig oder gar
nichts von den Problemen und Auffassungen der Linken, Sozialisten und
Kommunisten und wenn sie einmal etwas hören, was sie interessieren könn­

te, verstehen sie nicht die Sprache der Linken.

"offensiv links" will hier eine Lücke füllen, die Kluft zwischen alter und
neuer Linken tiberbrücken helfen.

Den Graben zwischen Linken, Sozialisten und Kommunisten auf der einen
Seite und den Arbeitern und Angestellten, Schülern und Studenten auf der
anderen Seite zu schließen.

Durch breite, verständliche und aktuelle Information über alle Lebensfragen
der arbeitenden Bevölkerung, über die Kämpfe gegen Kapitalismus und Aus­
beutung, gegen Im perialismus und Unterdrückung.

"offensiv links" wird von der FÖJ- Bewegung für Sozialismus herausgegeben.
In der FÖJ-Bewegung für Sozialismus sind Arbeiter, Angestellte, Lehrlinge
und Studenten organisiert. Die Erfahrungen, die der einzelne in der Arbeits­
zeit und in der Freizeit macht, werden regelmäßig ausgetauscht.

Verständnis für die Probleme des einzelnen hilft die Erkenntnis der Probleme
der arbeitenden Bevölkerung vertiefen.

KONTAK TA DRESS EN :

1040 Wien, Belvederegasse 10, 65-19-52

1090 Wien, Porzellangasse 33a, 34-67-145

1020 Wien, Odeongasse l(Eingang Große Mohrengasse), 24-70 -402

ERSCHEINUNGSORT: WIEN
VERLAGSPOSTAMT/1040 WIEN

"offensiv links"

Bei Mitgliedern ist der Bezug der Zeitung im Mitgliedsbeitrag beinhaltet.

Eigentümer, Herausgeber, Verleger und Vervielfältiger : FÖJ - Bewegung
für Sozialismus, für den Inhalt verantwortlich: Alfred Prandl, alle 1040 Wien,
Belvederegasse 10.

Redaktion: 1090 Wien, Porzellangasse 33a, Telefon: 34 67 145
Vertrieb: 1040 Wien, Belvederegasse 10, Telefon: 65 19 52

Kontonummer: 223-102-976, Länderbank Wien.
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* geschätzte Zahlen auf Grund der
Voranschläge 1973 (Unterlagen Hand­
buch der Arbeiterkammer)

LOHN UND
LOHNS TEl TERREFORM

Die Wirksamkeit der Lohnsteuerre­
form wird jedoch auch durch ein
weiteres Element in Frage gestellt.
Die ersten Appelle der Regierung,
wie auch Erklärungen der ÖGB-Spit­
ze zeigen, daß die vorgeschlagene
Refoffil sich auf die Höhe der Forder­
ungen bei der l'ächsten Lohnrunde
niederschlagen soll. Gehen wir da-

Fortsetzung auf Seite 3

Einzelpreis: S 5, --

offensiv

Jahresabonnement: S 50,--

links



bis 25.000, - 20 "/0 23 "/0

bis 50.000, - 25 % 23 %
ZUSAMMENFASSUNG

bis 80.000,- 30 % 28 "/0

bis 100.000, - 3.5 % 28 "/0
Diese Überlegungen sollen den An-
fang einer Diskussion darstellen, wo
eine revolutionäre Arbeiterorgani-

bis 120.000, - 35 "/0 33 % sation ihre Schwerpunkte in der Steu-

bis 150.000, - 40 "/0 33 "/0
erpolitik setzen soll. Es genügt nicht
auf Grund der "politischen Attraktivi-

40 "/0 38 "/0
tät" die Lohnsteuerfrage in den Mittel-

bis 160.000, - punkt zu stellen. ohne die Schranken,
-"

die im Steuersystem gegeben sind,zu
bis 200.000, - 43 "/0 38 "/0 erkennen
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von aus, daß die zu erreichenden
Lohnerhöhungen um 2-3,,/0 niedriger
sein werden als sie ohne Reform ge­
wesen wären, so ist ein Teil der
Steuerersparnis auf elegantem Weg
wieder verloren gegangen. Daher ist
auch die Haltung der ÖVP zur Lohn­
steuerreform verständlich. Einerseits
bringt sie den Unternehmern direkte
Steuererspamisse (keine Trennung
zwischen Lohn- und Einkommens­
steuersätzen) und andrerseits ermög­
licht sie, Lohnerhöhungen zu
drücken.

Bis jetzt ist nur die Einnahmeseite
des Staates beleuchtet worden, wo­
bei nicht näher eingegangen wurde,
inwieweit das Steuerüberwälzungs­
problem gelöst werden kann. Es ist
jedem klar, daß die Steuern, die
von den "Selbständ igen "offiziell
gezahlt werden, zum Großteil über
Preise auf die Konsumenten abge­
wälzt werden. Weiters - dies sprengt
den Rahmen dieses Artikels - muß
die Ausgabenseite näher untersucht
werden. Hier sei nur auf Subven­
tionen, Exportförderungen, Landwirt­
schaftsstützungen usw. hingewiesen.

Der heutige Staat hat sowohl die
rechtlic he als auch die ökonomische
Voraussetzung für das "florieren der
Wirtschaft "zu garantieren. Dieses
wird erreicht, wenn das Kapital
immer größere Profite realisieren
kann. Daher müssen Versuche über
Steuern -ohne das System zu ärtlern­
das Ka pital zu treffen, als fast aus­
sichtslos betrachtet werden. Umver­
teilungseffekte können im wesent­
lichen nur innerhalb der Schichten
der Arbeiterklasse erreicht werden.

Unter Betrachtung der bisher zur Dis­
kussion gestellten Überlegungen
soll die konkrete Lohnsteuerreform
1975 betrachtet werden.

1. WEITERHIN KEINE TRENNUNG
ZWISCHEN LOHN- UND
EINKOMMENSTEUER

Die Frage, ob das Einkommen aus
dem Verkauf der Arbeitskraft oder
aus dem Gewinn (Differenz zwischen
den Kosten der Produktion und der
Realisierung der Ware) entsteht, wird
nicht ;;estellt. Obwohl jedoch Arbeit­
nehmer fast ihr gesamtes Einkommen

Kleinvieh ist handlicher

zur Wiederherstellung der Ware
Arbeitskraft benötigen. dürfen sie die
Kosten dieser Ware nicht absetzen.
Daß diese Kosten höher als S 167, ­
(monatlicher Steuerabsetzbetrag für
Arbeitnehmer) sind. ist jedem ein­
sichtig. Bereits an diesem Beispiel­
wobei die unterschiedliche Zahlungs­
art der Steuer, die Abschreibemög­
lichkeiten der Unternehmer nur am
Rande erwähnt werden sollen - ist
die Ungleichheit der Belastung er­
sichtlich. Sie ist auch der Grund dafür.
daß sich das Verhältnis Lohnsteuer
zu Einkommensteuer so zu ungunsten
der Arbeitnehmer entwickelt hat
(siehe Tabelle). Ohne sich Wunder
zu erwa rten, ist die Trennung (da­
mit die unterschiedliche Progression;
zwischen diesen Steuern notwendig,
um die krasse Benachteiligung der
Arbeiter und Angestellten einzu­
schränken. Gleichzeitig damit müß­
ten Maßnahmen gesetzt werden, die
Überwälzungsmöglichkeiten ver­
bauen, die es den Unternehmern
nicht gestatten, ihre Gewinne in
Form von "Arbeitseinkommen"
(Z. B. Manager) zu verschleiern.

2. VERÄNDERUNG DER
PROGRESS ION

bis 1975 ab 1975

Mit Ausnahme der Abschaffung der
Steuergruppe A , die eine echte Er­
leichterung auch der niederen Löhne
darstellt, ist die größte Entlastung in

den Bereichen von S 10.000 -
S 25.000 monatlich zu versteuernden
Einkommen (das trifft auf ca. 25"/0 der
Angestellten. jedoch nur 5"/0 der
Arbeiter zu). Nimmt man dazu, daß
die Erhöhung der Werbungskosten­
und Sonderausgabenpauschale sich
je höher der Lohn, desto st ärker
auswirkt, dann kann man feststellen,
daß die Steuerreform eindeutig die
privilegierten Schichten innerhalb
der LOhnabhängigen bevorzugt.

DIE PROBLEME DER
ABSETZBETRÄGE

a) Kinderfreibeträge:
Die berechtigte Forderung die Kin­
derabsetzbeträge (für das 1. Kind
von 3.200, - auf 4.200, - Schilling

jährlich erhöht) in Form von Beihilfen
auszuzahlen, wurde nicht verwirk­
licht. Das bedeutet, daß mindestens
25"/0 der Steuerzahler sie ni c h t voll
in Anspruch nehmen können.

b)Alleinverdienerfreibetrag
ist von S 1. 500. - auf 2.400, - erhöht
worden, wobei die Höhe des Einkom ­
mens unberücksichtigt gelassen wi rd.

c) Existenzminimum
Die Erhöhung von S 4.000, - auf
S 4.400. - ist eine Augenauswischerei,
da die Grund progression von 20"/0 auf
23"/0 erhöht wurde.

d)Der Arbeitnehmerabsetzbetrag
ist bereits oben erwähnt.



Im Hintergrund die "politische Forderung" der SPÖ

Anders als in anderen Ländern ist in
Österreich der 1. Mai schon tradi­
tionell nicht <symbolisch) Ausdruck

der einheitlichen Interessen der Ar­

beiterklasse; während etwa in der

BRD der Gewerkschaftsbund zu den

Maikundgebungen aufruft, rufen in

Österreich die Parteien getrennt auf.

Der Maiaufruf der SPÖ las sich wie
immer wie eine Einladung zu einem
feiertäglichen Spaziergang der Zu-
f riedenen, diesmal allerdings mit
der Einschränkung, diesen auf Grund
des Todes des Bundespräsidenten erst
nachher im privaten Rahmen durch­
zuführen. Lediglich eine Kundgebung
war vorgesehen, auf der der Präsiden­
tenkandidat Dr. Kirchschläger dem
Parteivolk zur Beklatschung präsen­
tiert wurde. Der Präsident ist tot, es
lebe der Präsident wurde so die zen­
trale Losung, die von der größten
österreichischen Arbeiter- und Ange­
stelltenpartei für den Kampftag der
Arbeiter und Angestellten a usgege­
ben wurde. Auf deren Forderungen
und WUnsche, die in letzter Zeit
immer hörbarer artikuliert werden,
konnte in der Aura höchster Politik
natürlich nur ganz am Rande lUld in
eher verkürzter Form ("Die SPÖ ist
der Garant für den Wohlstand ") ein­

gegangen werden•••
Die KPÖ hingegen marschierte. Im
Fest- und Feiertagspathos wurden die
Interessen der Werktätigen angeführt,
deren Vertretung einzig und allein
durch eine Stärkung dieser Partei ge­
währleistet werde. Einmal mehr brach­
te sie zum Ausdruck, daß es ihr da­
bei weniger um die Interessen der
Werktätigen selbst geht als um deren
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VertretlUlg - wenn möglich, dann
bitte schön im Parlament. Im feier­
lichen Rahmen durfte auch der Ver­
weis auf die internationale Solidari­
tät mit der Sowjetunion nicht fehlen,
der ein schönes Beispiel der "begrenz­
ten" Souveränität der KPÖ abgab.
Wer weniger in feierlicher-nostal­
gischer Absicht sich an einer Mai­
kundgebung beteiligen wollte, son­
dem als Ausdruck der Kampfbereit­
schaft für die Interessen der Arbei-
ter und Angestellten und damit für
die eigenen, dem boten sich zwei
Alternativen außer halb der traditio­
nellen SP- und KP-Aufmärsche an
Die Kundgebung der Maoisten und

die der Gewerkschaftlichen Einheit

(nebst einigen anderen Gruppierungen)

Zwar wurde an alle linken Organisa­
tionen außerhalb der traditionellen
Gruppierungen herangetreten, um
eine einheitliche Demonstration zu­
stande zu bringen. Die Maoisten
aber lehnten eine gemeinsame Akti­
vität ab. Sie argumentierten, es gin­
ge ihnen nicht um die Einheit der
Organisationen, sondern um die Ein­
heit der ~ wie es so schön bei ihnen
heißt - "gesamten Arbeiterklasse
und des Volkes". Warum diese Ein­
heit leichter durch getrennte Kund­
gebungen herstellbar ist, ist nicht so
leicht einsehbar ; zumal sie diesen
Vereinheitlichungswunsch nicht sehr
glaubwürdig argumentieren können,
wo doch ihre deutschen Genossen die
einzigen sind, die den einheitlichen

Kundgebungsaufruf des DGR ablehnten
und eigene Miniaturaufmärsche durch­
geführt haben. Wie dem auch sei, die
Maoisten führten ihre eigene Kund­
gebung mit recht exotischem Charak­
ter durch: Unter der auf chinesischer
Seide präsentierten Ahnengalerie

(Marx -Engels-Lenin -Stalin - Mao­
Tse-Tung) demonstrierten sie:"Vor­
wärts im Kampf für die Rechte der
Arbeiterklasse und des Volkes 1 Vor­
wärts im Kampf für den Sozialismus! "

Auf einen Aufruf für die Kundgebung
der Gewerkschaftlichen Einheit einig­
ten sich hingegen die anderen linken



Organisationen. Zu unserer Kundge­
bung riefen die Gewerkschaftliche
Einheit, die Gruppe Revolutionäre
Marxisten (GRM), Offensiv Links (von
der angenommen wurde, daß sie durch
die verschiedenen Wahlbeteiligungen
bekannter wäre, als die FÖJ-Bewegung
für Sozialismus) sowie der Verband
Marxistischer Arbeiterjugend auf.
Auch die Aktion Unabhängiger Frauen

(AUF) beteiligte sich an dieser Kund­
gebung. Für uns hatte die Veranstal­
tung in mehrfacher Hinsicht Bedeu­
tung: Zum ersten ging es uns darum,
der Öffentlichkeit zu zeigen, daß es
außerhalb der traditionellen Arbeiter­
parteien Gruppierungen gibt, die für
die Interessen der Arbeiter und Ange­
stellten zu kämpfen bereit sind. Zum
zweiten hatte diese Veranstaltung

die Aufgabe/die Gewerkschaftliche
Einheit im Zusammenhang mit der
Arbeiterkammerwahl zu profilieren.
Zum dritten sollte den älteren Ge­
nossen vor Augen geführt werden, daß
Demonstrationen und Kundgebungen
keinesfalls das Privileg von jüngeren
Genossen sind.

Wenn auch einzelne Parolen durch­
aus nicht von allen beteiligten Orga­
nisationen akzeptiert wurden ( so
etwa die Hochrufe auf die Ahnen­
galerie Marx-Engels-Lenin-Trotzky
zur Würdigung der Verblichenen) so
herrschte doch Übereinstimmung in
den wichtigsten Losungen :

"Das beste Mittel gegen
die Teuerung - Lohn­
kam pf "

"Schluß mit der Sozial­
partnerschaft - für
kämpferische Gewerk­
schaften "

"Internationale Gewerk­
schaftseinheit gegen
multinaIe Konzerne"

Anhebung des Eckzinses:

Ein schlechter Witz
Mit großem Tarn -Tarn wurden in der
letzten Woche vom Finanzministe­
rium zusammen mit der National­
bank Maßnahmen gesetzt, die die
Inflation steuern sollen - also die
Teuerung etwas drosseln sollen. Im
wesentlichen handelt es sich dabei
um zwei Maßnahmen: Die Anhebung
des Eckzinses und die Schillingauf­
wertung.

Der Eckzins wurde auf 5% angehoben.
Diese Anhebung bedeutet für die so­
genannten "kleinen Sparer ", daß ih­
1'e Sparbücher etwas höher verzinst
werden. Angesichts einer zu erwar­
tenden Inflationsrate von knapp 10"/0

ist diese Erhöhung natürlich ein
schlechter Witz. - Zumal parallel
zu einer Erhöhung des Eckzinses auch
Geld teurer wird, heißt : Die Kredite
teurer werden. Auf die Profite der
Unternehmer wirkt sich das kaum aus
- sie können die Verteuerung der

Kredite mühelos auf die Preise über­
wälzen (womit die antiinflationisti­
sche Wirkung dieser Maßnahme be­
zweifelt werden kann). AuswirKen
wird sich diese Maßnahme auf die
Bevölkerung, die auf Kleinkredite
angewiesen ist - denn sie können die
höheren Kreditkosten auf niemanden
überwälzen.

Zusammenfassend kann man sagen,
daß diese Maßnahme im wesentlichen
für Arbeiter und Angestellte nichts
oder allenfalls Nachteile bringt. Wenn
jetzt die KPÖ (Schlagzeile der Volks­
stimme : "Alte Forderung der Kom­
munisten erfüllt ") und der ÖGB die­
sen "Erfolg" auf ihr Konto schreiben
wollen, steht man vor der Alternati­
ve : Sind diese Leute selbst so dumm
oder halten sie etwa uns dafür ?

Noch unbedeutender ist für Arbeiter
und Angestellte die Schillingauf­
wertun g. Erstens ist es eine Illusion,

anzunehmen, daß der Aufwertungs­
effekt tatsächlich an sie als Konsu­
menten weitergegeben wird, also
die Importwaren billiger werden. Die­
ser Effekt bleibt (spätestens) beim
Kleinhandel hängen. Zweitens han­
delt es sich um etwa 3"/0 - diese 3%
spielen erst bei Beträgen eine Rolle,
von denen Arbeiter und Angestellte
allenfalls in der Zeitung lesen.
Drittens steht sie im Rahmen einer
weiteren Korrektur des noch immer
brüchigen "Weltwährungssystems".
Ihr Effekt wird also vor allem für die
Spekulanten spürbar werden.

Einmal m ehr zeigte es sich, daß eine
effektive Verbesserung des Lebens­
standards der Arbeiter und Angestell­
ten nicht durch Staatsrnaßnahmen
erreichbar sind, sondern nur dann,
wenn sie ihre Interessen in die eigene
Hand nehmen.
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Arbeitskämpfe •In Österreich
Waun da Chef
nimma wü
Noch laufen in der Auhofstraße ­
Wien Hitzing - die Maschinen der
Textilfirma Winkler & Schindler.
aber die dort Beschäftigten haben
ihren Arbeitsplatz bereits verloren.
Spätestens Ende Juni werden 350 Ar­
beiter und 90 Angestellte auf der
Straße stehen und manche wußten es
bisher noch nicht einmal.

Der Chef des 111 Jahre alten Familien­

betriebes, Dr. Hugo Winkler, hat ein­
fach keine Lust mehr, er will zusper­
ren. Nicht,daß es um den Betrieb

schlecht stünde, im Gegenteil. Spe­
ziealisiert auf Wollstückware und

Seidenfutter hat die Firma eine starke
Exportposition, vor allem auf den
britischen und nordamerikanischen
Märkten. Innerhalb von zehn Jahren
wurde ein 100-Millionen-ERP-Kredit
zurückbezahlt. Vom Unternehmerver ­
band wurde im März dem Betriebsrat
mitgeteilt, daß es Schwierigkeiten
gäbe, da das österreichische Kredit­
institut (ÖCI). Minderheitseigentümer
(Anteil 250/0) dem Betrieb Kreditauf­
stockung verweigere.

Wieder einen Betrieb stillgelegt

Als sich dann der Betriebsrat und die
Gewerkschaft erfolgreich für die
Kreditaufstockung einsetzten, stellte
sich heraus, daß Hugo Winkler (An-
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teil 510/0) den Kredit gar nicht will
und die Firma zuzusperren beabsich­
tigt.

Jetzt wird bekannt. daß Winkler be­
reits im Jänner seinen Anteil schätzen
hat lassen und nicht bereit ist, die
Leitung des Betriebes in andere Hände
zu legen. Gerüchteweise heißt es, daß
nach dem Abreißen des Betriebes auf
dem Areal ein Hotel gebaut werden
soll. Winkler hat seinen Grundanteil
(insgesamt 15.000 Quadratmeter) zum
Verkauf angeboten. Bei einem in die­
ser Gegend üblichen Preis von rund
S 5.000 pro Quadratmeter würde
Herr Winkler 75 Millionen kassieren.

Bisher hat er sich geweigert,eine
schriftliche Garantie für die Auszah­
lung der Abfertigungen zu geben. Nun
bangen die inzwischen gekündigten
Angestellten um ihre Abfertigungen.
Die Arbeiter (250 von ihnen sind Aus-

länder) haben sowieso kein "Recht"

auf Abfertigung, sie müssen sich nun
einen neuen Job suchen. Für viele
bringt das unweigerlich eine Ver­
schlechterung der Situation mit sich;
sie sind seit Jahrzehnten im Betrieb
und stehen knapp vor der Pensionie­
rung.

Winkler im Gespräch zum Betriebs­
ratsobmann Trummer : "Ich verlasse
den Betrieb als armer Mann. "
Trummers Antwort gegenüber Jour­
nalisten : "Wir besetzen notfalls den
Betrieb. jedenfalls geht uns keine
Maschine hinaus, bevor nicht alle
unsere Ansprüche befriedigt sind !"

Höhler-Werk ­
Kapfenberg
Ein Angestellter des Labors wurde
Mitte Mai mittels eingeschriebenen
Brief gekünd igt. Der Angestellten­
betriebsrat wurde nicht informiert.
Die rund 30 Kollegen des Gekündig­
ten im Labor reagierten spontan und
solidarisch. sie legten die Arbeit
nieder. Nach mehrstündigem Streik
sah sich die Geschäftsleitung veran­
laßt, mit dem Angestelltenbetriebs­
rat Verhandlungen aufzunehmen. Ein
Ergebnis ist noch nicht bekannt.

Höhler -Werk­
Waidhofen
Der stellvertretende Betriebs leiter
cer Böhler -Ybbstal-Werke, Machart
(ÖVP), verbot vor dem 1. Mai das
Verkaufen und auch das Tragen aller
Maiabzeichen im Betrieb. Das heißt,
er versuchte es zu verbieten. Eine
Protestversammlung belehrte
Herrn Machart eines Besseren.

MIT EINEM
FINGER KANN MAN
DRAUFUIGEN-

'\ ..
MITFUHF
ZUPACKEN!

Raffinerie Schwechat
Von allen Fraktionen des Arbeiter­
betriebsrates wurde auf Grund der
"besorgniserregenden Preisentw ick­
lung, die mit den derzeitigen Mitteln
anscheinend nicht zu bremsen ist
und eine Schmälerung des Realein ­
kommens befürchten läßt" folgende
Resolution beschlossen:

1. Preisstopp für Grundnahrungsmit­
tel, Mieten, Tarife und Heizstoffe;
2. Beschränkung der Handelsspannen
und verschärfte Kontrolle der Gewinne
3. Verschärfung der Wirtschaftsge­
setze und spürbare Sanktionen gegen
Preistreiberei;
4. Heranziehung der Landeshauptleute
als Verantwortliche für die Preisre­
gelung.
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Paritätische Kommission:

Ein Werkzeug der
Sozialpartnerschaft

Obwohl es wichtig ist, den Illusionen
eines Österreich, als Insel der Ruhe,
entgegenzutreten, so ist es ebenso
nicht zielführend, die Unterschiede
der österreichischen Situation mit
den anderen Ländern unter den Tisch
zu kehren. Im Gegensatz zu fast
allen anderen europäischen Ländern
sind die Konjunkturzyklen nicht so
stark ausgeprägt, die Arbeitslosen­
rate ist gering, und trotz der gewal­
tigen Preissteigerungen befindet sich
Österreich in der unteren Skala von
Europa, die wirtschaftlichen Wachs­
tumsraten sind relativ hoch. Das
Ausmaß der verstaatlichten Industrie
in Österreich übersteigt bei weitem
das der meisten Staaten Europas.
Zählt man die verstaatlichten Ban­
ken' die von ihnen kontrollierten
Betriebe, die Gemeinde- und Kom­
munaleinrichtungen hinz u, weiters
die Industriezweige, in denen der
Staat als Nachfrager auftritt. so
zeigt sich die organisiertere Struktur
des österreichischen Kapitalism uso
Sicherlich fügen sich alle dieseEin ­
richtungen nahtlos in das kapitalis ­
tische System ein, sie sind diesem
nirgends entgegengesetzt. dennoch
existieren nuancierte Unterschiede:
Berücksichtigt man die geringere Ge­
fährdung der Arbeitsplätze, den Aus­
bau der Sozialeinrichtungen, die Vor­
prescherrolle dieser verstaatlichten
Betriebe bei Lohnverhandlungen, so

läßt sich damit doch einiges erklä­
ren. Das in- und ausländische Kapi­
tal bemächtigt sich nun auch stärker

~

keiten gezwungen ist. den Forde­
rungen der Arbeiter immer stärkeren
Druck entgegenzusetzen, dann schwin­
det bald die Mär von der Interessen­
gleichheit von Lohnarbeit und Kapi­
tal.

DIE SITUATION IN ÖSTERREICH

schränkte Erkenntnis der Wirklich­
keit sind in der kapitalistischen Re­
alität selbst angelegt. Klassenbe­
ziehungen verschwinden hinter Ding­
beziehungen. Unsere Sündhaftigkeit
ist im magischen Viereck vergegen ­
wärtigt. Wir dürfen uns nur die Form
der Buße aussuchen. Wollen wir
höhere Preise oder mehr Arbeitslosig­
keit ? Wenn das Arbeitstempo bei
den Arbeitern beschleunigt wird und
sie mehr als normal produzieren,
dann besteht die Gefahr, daß sie
wegen "überhitzter Konjunktur" auf
die Straße gesetzt werden. Wer den
Schaden hat, hat auch den Spott.

In Zeiten eines längerandauernden
wirtschaftlichen Wachstums steigen
die Spielräume für Lohnverhand­
lungen. Vom Anfang der fünfziger
Jahre bis zum Ende der sechziger
Jahre befand sich Europa weitgehend
in einer solchen Periode. Die reale
Steigerung des Lebensstandards und
die Verlagerung der kapitalistischen
Krisenmomente durch antizy klische
Budgetpolitik konnte bei den Massen
lllusionen über die kapitalistische
Gesellschaft nähren.

"Wir sitzen alle im gleichen Boot",
die Mehrheit rudert und einer gibt
den Ton an. "Je größer der Kuchen
ist, desto mehr kann man davon
naschen. "Der größere Kuchen zeigt
sich meist im größeren Volumen,
nicht im größeren Inhalt.

Die Apostel der SOZialpartnerschaft
streuen uns bei jeder Gelegenheit den
Sand der Interessensgleichheit von
Kapital und Lohnarbeit in die Augen.
Die Gewerkschaft argumentiert
offiziell damit. daß in der Produk­
tionssphäre Kapital und Arbeit grund­
sätzlich das gleiche Ziel haben und
daß sich nur in der Verteilungssphäre
die Geister scheiden. Dort prallen
Löhne und Gehälter aufeinander.
Produktionssphäre und Verteilungs­
sphäre lassen sich nicht voneinander
trennen. Li e g t es i m In t e r -
es se der Loh n a r bei t, wenn
zwar in Zahlen ausgedrückt die Pro­
duktion steigt, die Lebensdauer und
die Qualität der Güter aber absicht­
lich gesenkt wird, wenn die tech­
nischen Neuerungen UmweltveJSchmut­
zungen zur Folge haben. wenn die
Ursache für einen größeren Ausstoß
an Gütern am beschleunigten Arbeits-
tempo liegt, wen n als 0 die Da die meisten sozialen Errungen-
Qual i t ä t des Wa chstu m saus _ schaften ihren endgültigen Ausdruck
sch li eß lic h de n Be dürfn is _ • in Gesetzen finden,entsteht bei
sen des Kapitals unterwor- vielen Lohnabhängigen sicherlich
fen ist? Die Entgegenge- der Eindruck eines über den Klassen
set z he i t von Loh na rb e i t stehenden Staatsgebildes. Alle diese
und Kapital äußert sich in drei Erscheinungen werden aber nur
allen Lebensbereichen. in Wachstumsphasen des Kapitalis-

mus wirksam. In den letzten Jahren
traten aber synchron in fast allen
wichtigen ka pitalistischen Staaten
verschärfte Krisenmomente zutage:
Weltwährungskrise, Inflation. Zoll­
kriege, steigende Arbeitslosigkeit
usw. Die Folge davon waren auch
schärfere Klassenkämpfe. Wenn das
Kapital wegen Verwertungsschwierig-

Es liegt nicht an geschickten Dema­
gogen. daß die Mehrzahl der Lohn­
abhängigen die Unsinnigkeit des Ge­
redes vom "Gesamtwohl" nicht durch­
schauen. Die Wurzeln für die be-

ALLGEMEINE BEDINGUNGEN DER
SOZIALPARTNERSCHAFT
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der verstaatlichten Industrie. Im in­
ternationalen Vergleich ist das Ka­
pital in Österreich aber noch immer
weniger potent. es ist mehr auf Ver­
einbarungen mit den Organisationen
der Arbeiterschaft angewiesen. Diese
also an sich günstige Situation für
die österreichische Arbeiterschaft
wird von sPä und Gewerkschaftsbund
nicht ausgenützt. Dem Kapital ge­
lang es, die führenden Organe dieser
zwei Organisationen an die Spieire ­
geln der Sozialpartnerschaft zu bin­
den.

EINRICHTUNGEN DER
SOZIALPARTNERSCHAFT

Nicht nur die Lohn - und Preispolitik,
sondern die gesamte Wirt schaftspo ­
litik wird in Österreich in sozial­
partnerschaftlichen Gremien ausge­
schnapst. In den meisten kapitalis­
tischen Ländern gibt es sozialpartner­
schaftliche Stellen, die Richtlinien
für die Einkommenspolitik ausarbei·
ten. In Österreich durchzieht das
System der Sozialpartnerschaft alle
Wirtschaftsbereiche : Das Sozialver­
sicherungswesen, die Wettbewerbs·
ordnung, die Marktordnung und di­
verse Fachbeiräte, wie der für Bau­
wirtschaft, für Außenwirtschaft, für
Arbeitsmarktpolitik usw. sind sozial­
partnerschaftlich organisiert. Das
sind die wichtigsten Entscheidungs­
instanzen in der Wirtschaft, im Par­
lament werden die hier geschriebe ­
nen und eingeprobten Theaterstücke
öffentlich aufgeführt. Bei der alle
Jahre stattfindenden Wallfahrt zu den
Urnen wird über die Schauspieler.
nicht über die Stückeschreiber ent­

schieden.

PARITÄTISCHE KOMMISSION

In den paritätischen Kommissionen
sitzen die Vertreter der Regierung,
der Arbeiterorganisationen, der Land­
wirtschaftskammer und der Kammer
für gewerbliche Wirtschaft. Zur Zeit
der großen Koalition gab es darin
eine Parität zwischen ÖVP und sPä.
Seit den Alleinregierungen hat je­
weils eine Partei die Mehrheit. Dies
ist jedoch unwesentlich für das Funk­

tionieren dieser Einrichtungen, da
sie auf Einstimmigkeit aufgebaut sind.
Sie basiert weiters auf Freiwilligkeit
und hat auch kdne Sanktionsmöglich ­
keit. Den Unternehmern tut die pari­
tätische Kommission nicht allzu weh,
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auch wenn sie laut jammern. Zum
einem erfaßt die paritätische Kom·
mission nur ein Fünftel aller Preise.
Die Importpreise. die saisonalen
Preisschwankungen, die Modeartikel,
die amtlich geregelten Preise und die
Preise von Berufsgruppen, die nicht
der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft angehören, fallen nicht in den
Kompetenzbereich der paritätischen
Kommission. Die Kalkulationen, die
die Unternehmer vorlegen müssen,
sind so nichtssagend. daß sie damit
jede Preiserhöhung begründen können.
Ist den Unternehmern überha upt der
Weg zur paritätischen Kommission zu
umständlich, so starten sie eine
"Aktion leere Regale", oder ändern
den Namen des Produkts und können
so ohne Verletzung einer Norm die
Preise erhöhen. Die bösen Unterneh­
mer. die ohne diesen Spielereien und
Umwege die Preise erhöhen, haben
auch nichts zu befürchten, da es kei­
ne Sanktionsmöglichkeiten der pari­
tätischen Kommission gibt. (Mit einer
Ausnahme, die aber reine Theorie
bleibt, weil sie noch nie angewendet
wurde: wenn das Kapital mit den an­
deren Vertretern der paritätischen
Kommission einstimmig den Beschluß
faßt. auf die Dauer von sechs Mona­
ten über das jeweilige Produkt die
amtliche Preisregelung zu verhängen~

Wenn nach elf Wochen keine Eini ­
gung über eine Preiserhöhung zu­
stande kommt, gilt die Preiserhöhung
so und so als stattgegeben.

Bei den Löhnen wird die paritätische
Kommission schon wirksamer. Zuerst
kommt es schon innerhalb der Ge­
werkschaft zu einer Vorselektion.
Anträge werden nicht von den Fach­
gewerkschaften, sondern vom Ge­
werkschaftsbund gestellt. Wenn es
nun nach elf Wochen zu keiner ein­
stimmigen Einigung in der paritäti­
sehen Kommission kommt, dann
dürfen die Gewerkschaften erst die
Kollektivvertragsverhandlungen mit

den Unternehmern reginnen, bis zu
einem weiteren Abschluß vergehen
weitere Wochen und Monate. Lohn­
erhöhungen können also länger hin­
ausgezögert werden als Preiser­
höhungen.

FUNKTION DER
PARITÄTISCHEN KOMMISSION

Die relativ starke Organisierung der
österreichischen Arbeiter und Ange­
stelltenschaft und die relative
Sdlwäche des österreichischen Kapi­
tals böte den österreichischen Lohn­
abhängigen günstige Voraussetzungen.
Das erklärte Ziel der Unternehmer
ist die Integrierung der sozialdemo ­
kratischen Führer in den bürgerlichen
Staat. Mit Hilfe der Sozialpartner­
schaftseinrichtungen soll sich die öster
reichische Sozialdemokratie primär
für die gesamte Wirtschaft verantwort ­
lich fühlen und erst innerhalb dieses
Rahmens die Interessen der Lohnab­
hängigen vertreten. Die Sozialdemo­
kratie verzichtet sogar auf schüchter­
ne Versuche einer Umverteilungs­
politik, sie garantiert auch den
sozialen Frieden, Österre ich ist
das streikärmste Land Europas. Die
durchschnittliche jährliche Streik­
dauer je unselbständige Erwerbstätige
läßt sich bei uns in Sekunden aus­
drücken, während bei den meisten
anderen Ländern Stunden dazu be­
nötigt werden.

Die paritätische Kommission kann,

wie gezeigt, die Preise nicht in den

Griff bekommen. Bei den Löhnen ge­
lingt es schon besser. Durch sie wird
erreicht. daß Konflikte kanalisiert,
entschärft (und im Vergleich mit den
gegebenen Möglichkeiten) auf Kosten
der Lohna bhängigen gelöst werden.
Weiters haben wir der sozialpartner­
schaftlichen Politik der Sozialdemo·
kraten die Entpolitisierung der Massen
ihre Resignation und ihr mangelndes
Selbstbewußtsein, Käm pfe erfolgreich
zu führen. zu verdanken.



••• schon wieder ein
prickelnder Wahlgenuß

Der "Staatmann, objektiv und sozial"
und der "Bundespräsident, wie er sein
soll ", blicken uns an. Der erste Höhe­
punkt des faden Wahlkampfes ­
Muttertag. Blumen. Die lieben
Kleinen, die verdienten Alten. Das
Fernsehen immer dabei. Der ORF
zeigt auch wie' s gemacht wird.

Brantl, Wahlkampfchef der SPÖ, im
Mittagsjournal : "Der Bekanntheits­
grad unseres Kandidaten kann als gut
bezeichnet werden, jetzt kommt es
darauf an, den Popularitätsgrad zu
steigern". Steinbauer, ÖVP :
"Wir haben schon viel aufgeholt, der
Bekanntheitsgrad Luggers ist nun un­
gefähr doppelt so hoch, wie zu Be­
ginn der Kampagne". Entpolitisierte
Produktwerbung ist natürlich auch
Politik.

Franz Jonas wurde in den Trauerreden
der sozialdemokratischen Führer als
Symbol des Aufstiegs der Arbeiter­
klasse gewürdigt. In der Tat, als der
Sohn des Hilfsarbeiters geboren wurde,
war die Lage der Arbeiterklasse un­
gleich schlt:chter als 1974. Doch ist
das nur die halbe Wahrheit. Gleich­
zeitig sind die sozialdemokratischen
Bundespräsidenten und jetzt auch die
Regierung Kreisky Symbol der ge­
schichtlichen Versäumnisse der öster­
reichischen Arbeiterklasse und leben­
diger Ausdruck der Verantwortung für
die Integration der Arbeiterbewegung
in den bürgerlichen Staat.

"Als Franz Jonas sich der Arbeiterbe­
wegung anschloß, haben ihn mehr als
der Ruf, auf die Barrikaden zu steigen,
zwei Parolen fasziniert und bis zum
Ende seines Lebens nicht mehr losge­
lassen: ' Bildung macht frei' hieß die
eine und' Wissen ist Macht' die ande­
re und beide umschlossen die fried­
lich kämpferische Herausforderung der
Zeit an die Arbeiterklasse "(1). So
friedlich ist die Zeit nicht. Damals
wie heute zwingt sie den Arbeitern
seine Arbeitskraft zu verkaufen, den

größten Teil seines produktiven Lebens
fremdbestimmt zu sein. Diese Zeit,
der Kapitalismus, mündete in zwei
Weltkriege, deren Opfer, Leiden und
Folgen in keinem Verhältnis stehen
zu den Opfern eines konsequent ge­
führten revolutionären Kampfes, des­
sen Folge, der Sozialismus, die auf
Gewalt beruhenden gesellschaftlichen
Beziehungen radikal beseitigt.

Das Parteiprogramm der SPÖ von 1958
formuliert nicht so schlecht: "Die
Arbeiter haben heute mehr zu ver­
lieren als ihre Ketten ; sie haben noch
immer eine Welt zu gewinnen. "Der
Widerspruch zwischen Wort und Tat,
lange Zeit typisch für die österreichi ­
sche Sozialdemokratie, ist inzwischen
bedeutend kleiner geworden. Die
SPÖ stellt heute weder in der
Theorie, noch in der Praxis eine ge­
sellschaftliche Alternative dar. Im
Gegenteil, sie rückt derzeit immer
weiter nach rechts. Die Nominierung
Kirchschlägers, der so gut wie nichts
mit der Arbeiterbewegung zu tun hat,

ist da nur eine Station. Die Unfähigkeit
der SP-Linken, irgend einen Einfluß
auf die Kandidatennominierung aus­
zutiben, ja nur eine Debatte um mög­
liche Varianten auszulösen, zeigt die
Schwäche und mangelnde Verankerung
an der Basis.

Das Sozialpartnerschaftsdulliöh deckt
viele Konflikte zu. Und so richtig
es ist, die Stoßrichtung linker Politik
auf die Aktivierung der Arbeiter und
Angestellten im direkten Kampf um
ihre Interessen zu lenken, so falsch
ist es, in der politischen Dis kussion
die Differenzen in den Absichten und
Zielen und Handlungen der diversen
Parteien zu verniedlichen, zuzu­
schmieren oder gar zu übersehen.

"Die SPÖ - die schönste ÖVP. die es
je gab" war der Titel eines Maifeier­
berichtes in der Volksstimme. Der
Hauptgrund für die KP-Empfehlung

ungültig zu wählen, scheint weniger
die berechtigte Kritik an der SP-Re­
gierungspolitik, als die psychische
Belastung der KP-Mitglieder durch
den Antikommunismus Kreiskys und
taktische Überlegungen im Hinblick
auf die nächste Nationalratswahl.

Die ÖVP und ihr Kandidat Lugger
stehen rechts von der SPÖ. Nur weil
in Österreich noch keine wirklich un­
abhängige Linke Fuß gefaßt hat, kann
die sozia le Demagogie der ÖVP bei
vielen Arbeitern und Angestellten
auf fruchtbaren Boden fallen. In
Wirklichkeit zielen alle ihre Vor­
schläge zu Inflationsbekämpfung,
Bodenspekulation usw. darauf ab,
dem Kapital neue Gewinne zu schaf­
fen oder zumindest Einbußen zu ver­
hindern und alle Lasten der Arbeiter­
klasse aufzuhalsen. Withalm ver­
schwand wieder in der Versenkung,ehe
er die Bühne erreicht hatte, weil die
FPÖ der ÖVP warnend mit dem Zeige­
finger winkte.

Die FPÖ lacht sich ins Fäustchen ­
Kirchschläger hat ihr die Regierungs­
würdigkeit auch schon bestätigt. Die
ÖVP schlägt Purzelbäume. Die SPÖ
ist in die Defensive gegangen. Sie
sucht die innerparteiliche Kritik
mundtot zu machen und wird immer
konzessionsbereiter dem Druck des
"Wirtschaftspartners". Das ist die
Logik des Verzichts auf die Mobili ­
sierung der Arbeiterschaft gegen das
Kapital. In dieser Situation werden
Vaterfiguren präsentiert, verschwim­
men die politischen Konturen für
viele Wähler trotz der Verschärfung
krisenhafter Erscheinungen in Öster­

reich. Die Linke hat kaum die Mög­
lichkeit in diesen Wahlkampf klärend

einzugreifen.

(1) aus der Rede Kreiskys beim
Staatsakt im Parlament
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Ärztekammer:

Streit um's Geld oder hohe Politik
Im letzten Jahr hat die Aktivität der
österreichischen Ärztekammer in
der politischen Szenerie mehrere
Höhepunkte erreicht. Vertragskündi­
gungen und Streiks, Kam pfmaßlIB.h­
men. die vom Kammerpräsidenten
und ehemaligen Gewerkscha ftsfunk­
tionär Daume als wirksam erkannt
und eingesetzt wurden, innerhalb
der Ärzteschaft oft als " unwürdige
Methoden" abgelehnt, haben wie­
derholt Schlagzeilen gemacht. Die
Frage ist nun, welcher Stellenwert
dieser politischen Aktivität zuzu­
messen ist. Geht es um die mate­
riellen Interessen einer kleinen Grup­
pe, die ihre konservativen politischen
Interessen und sozialen Privilegien
bedroht sieht? Oder hat dieser Kampf
eine weiterreichende Bedeutung:
pressure group des konservativen La­
gers gegen eine sozialdemokratische
Regierung?

Die Ärztekammern sind aufgrund der
gesetzlichen Konstruktion - ebenso
wie auch die übrigen Kammern ­
Körperschaften öffentlichen Rechts
mit Zwangsmitgliedschaft . Inner­
halb der Ärztekammern gibt es drei
große Gruppierungen, die jeweils
ei gene Wahlkörper darstellen: die
praktischen Ärzte, die Fachärzte
und die Turnusärzte (in Ausbildung
zum praktischen oder Facharzt im

Spital tätig). Der überwiegende Teil

der praktischen-und Fachärzte sind
in eigener Praxis tätig. während die

Turnusärzte in einem Dienstverhält­
nis stehen. (In Wien dzt. 3.200
niedergelassene Ärzte und 1. 500
angestellte praktische und Fachärzte,
sowie 1.170 Turnusärzte, Doppelzäh ­
lungen nicht ausgeschlossen! ).

Entsprechend dem traditionellen Be­
rufsbild des "freien Arztes" stehen
die Interessen der niedergelassenen
Ärzte im Mittelpukt der Politik der
Ärztekammer. Die wichtigsten
Kampfpunkte auf diesem Gebiet wa­
ren in letzter Zeit Tarifverträge mit
den Krankenkassen, sowie die Ver­
teidigung der Stellung der niederge­
lassenen Ärzte bei der ambulanten
Versorgung (gegen Ausweitung der
Tätigkeit von Ambulatorien und
Spitalsambulanzen). Ohne im Detail
zu diskutieren, ob Honorarforderun ­
gen der Ärzte in einzelnen Punkten
berechtigt sind oder nicht. kann
allgemein festgestellt werden :

1) Der überwiegende Teil der Ärzte
gehört aufgrund des sozialen Pre­
stiges und des finanziellen Ein­
kommens einer privilegierten
Schichte an; ein kleinerer Teil
davon (Primarärzte, Klinikvorstän­
de, etc. ) nimmt soziale Spitzen­
positionen ein.

2)Ein beträchtlicher Teil insbesonde-
re der praktischen Ärzte erkauft I
seine soziale Position durch einen
überdurchschnittlichen Arbeitsauf­
wand, was auch darin zum Aus-

druck kommt, daß die durch­
schnittliche Lebenserwartung der
praktischen Ärzte in Österreich
3 Jahre unter dem allgemeinen
Durchschnitt liegt.

3)Das System der Sozialversicherung,
insbesondere der Krankenversiche­
rung stellt einen großen sozialen
Fortschritt dar, der zum Großteil
von der Arbeiterklasse erkämpft
wurde und die einzige mögliche
Basis einer umfassenden medizini­
sehen Betreuung ist.

4)Die Sozialversicherung in Öster­
reich arbeitet nach wirtschaftli­
ehen Prinzipien und ist in ihrer
heutigen Konstruktion zweifellos
als Interessenvertretung der ver­
sicherten Arbeiter und Angestell­
ten in Gesundheitsfragen zu be­
zeichnen. Sie könnte jedoch auf ­
grund ihrer Konstruktion als In­
strument der Selbstverwaltung zu
einem Kampfinstrument der direk­
ten Demokratie umgewandelt wer­
den.

5)Die Politik der Sozialversicherung
gegenüber der Ärztekammer ent­
spricht im Wesentlichen den Pos i ­
tionen einer technokratischen Re­
form auf dem Gebiet des Gesund­
heitswesens. Sie geht somit mit

dem Interessenskampf der lohnab-
hängigen nur teilweise parallel.

Die Schlußfolgerungen aus diesen
fünf Punkten lautet nun:
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"Worte nur balde . .. blutspendest auch du'"

Die Politik der Ärztekammer ist in
ihren Hauptzügen um die Aufrecht­

erhaltung sozialer und wirtschaftli­
cher Privilegien, wobei oft durchaus
berechtigte Interessen (siehe prakti ­
sche Ärzte) , dem Götzenbild des
"freien Arztes" geopfert werden. Die

Politik der Sozialversicherung ist
demgegenüber nur insofern als fort­
schrittlich zu bezeichnen, als sie
die Position der technokratischen Re­
form markiert, die hier den konserva
tivsten gesellschaftlichen Kräften,
den kleinbürgerlich -mittelständische
Interessen gegenübersteht.

Damit ergibt sich auch die Antwort
auf die eingangs gestellte Frage:



Der Kampf der Ärztescha ft um egoi·
stische materielle und politische
Privilegien verkörpert die Standes­
interessen der "freien Berufe", die
auf weiten Strecken in einer Interes­
sensidentität mit den konservativsten
Gesellschaftsgruppen stehen. Die
potentielle politische Funktion die­
ser Gesellschaftsschichten, deren Be­
deutung gerade in Österreich noch be­
trächtlich ist. ist 1973 in Chi le be­
sonders klar zutage getreten. als
permanente Mittelstandsrevolten den
faschistischen Militärputsch vorberei­
teten' Mag auch diese etwas weit
ausholende Darstellung für die Herrn
Daume und Kollegen ein paar Num­
mern zu groß sein. so sind doch ge­
wisse politische Parallelen zu beach­
ten.

Um nun zur Realität zurückzukehren:
Die Ärztekammer schlägt in ihren
Forderungen groteske Kapriolen. An­
klagend wird aufgezählt. welche Nach­
teile die Ärzte zu ertragen haben:
ungeregelte Arbeitszeit, fehlende

soziale Sicherheit. Kosten der Praxis·
einrichtung, etc. Im gleichen Atem­
zug wird auch das Idealbild des
"freien Arztes" - angeblich im Inte-

resse der Patienten - beschworen.
Man sollte die Herren einmal auf­
fordern. sich zu entscheiden. Wer
so, wie sie es meinen. "frei" sein
will. muß auch das Risiko des"freien
Unternehmers" tragen!

Der neuerliche Sieg der Fraktion
Daume bei den Ärztekammerwahlen
1974 zeigt nur, daß der Kampf ums
Geld breite Zustimmung gefunden
hat. Die anderen Fraktionen. inklu­
sive der "sozialistischen" Ärzte un­
terscheiden sich von der des Herrn

Daume bestenfalls in der Wahl der

Mittel im Kampf, nicht aber in

ihren politischen und wirtschaftli ­

chen Zielen.

Ein dauerhafter Ausweg aus dem
Dilemma. in dem sich das öster­
reichische Gesundheitswesen befin­
det. ist zweifellos nur auf der poli­
tischen Ebene zu finden. Der gordi­
sche Knoten. in dem Ärztekammer
und Sozialversicherung verstrickt
sind. muß durch die Schaffung ei­
nes vergesellschafteten Gesundheits­
systems (nicht verstaatlichten) zer­
schlagen werden. (Vergleiche hier-

ERICH MAKOMASKI

Erste Allgemeine
Unfall- und Schadens-Versicherungs-Gesellschaft

Büro: 1040 Wien, SUdtirolerplatz 6
Telefon: 658797/98/99

Privatadresse: 1100 Wien, Alaudagasse 7/29/14
Telefon: 62 74 302

zu "Gesundheitswesen und Kommu­
nalpolitik " in "Aspekte" Nr. 55.
Oktober 1973). Aber keine Angst
Herr Daume! Diesen Weg will und
kann die Regierung Kreisky nicht
gehen; er könnte nämlich nur die
Konsequenz eines politischen
Kampfes sein.

E. B.

Die BrandtstHter
Helmuth Schmidt wird zu retten ver­
suchen, was für die deutsche Sozial­
demokratie noch zu retten ist. Es ist
nicht viel. Die Jusos werden daran
glauben müssen, und die letzten
Illusionen, die jemand noch über die­
se altersschwache Institution der
Arbeiterbewegung gehegt hat.

Brandts Abgang wird im Augenblick
auf der linken Seite niemand nach­
weinen. Sein Verdienst ist es, "Er­

flillungspolitik "betrieben zu haben.
Realpolitik, das, was nach Kriegs­
ende unter anderen Vorzeichen ein
Adenauer oder sonstwer gezwunge­
nermaßen hätte machen müssen. Daß
Brandt sich trotzdem zur besseren
Einsicht freiwillig aufgerafft hat, das

haben ihm nur die SU und ihre Ver­
bündeten, voran die DDR zu danken
gewußt. Das heißt, letztere wußten es
doch nicht. Die Trauer muß jetzt
groß sein - in Moskau. Da hat einer

einen Bock geschossen. Den eigenen
Bock. Das war schon zu gut für sie.
Im Ernst! Damit wird die Sache
nämlich nicht erledigt, daß sie jetzt
irgendwen hoch dekoriert frühzeitig
in Pension schicken. Ihre eigene
Politik ist nämlich pensionsbedtirf­
tig. Alles dies jedenfalls nach
ihr e r Logik gedacht. Es ist nicht
unsere Sorge, bewahre. Aber an
ihr e r Logik gemessen. gemessen
an der Entspannungspolitik, der
friedlichen Koexistenz, der euro­
päischen Sicherheit und so: nach

ihrer eigenen Logik haben sie dort
den Brandt gelegt, wo sie doch sel­
ber ruhig hausen wollten. Daß es
illusorisch war. ist wahr. Aber daß
sie sich selbst Lügen strafen, diese
Musterproleten in Pankow, diese
besten SchUler des Marxismus­
Leninismus, ist schon eine Hetz.
Eine deutsche Hetz. Ihre Brüder im
Westen (und vielleicht auch man­
ehe im Osten). in Frankreich und
Italien zum Beispiel, wo sie sich
ins große Bett der Regierungswtirdig­
keit drängeln, mit der sie doch nicht
recht fähig sein werden, was zu­
standezubringen, die Brüder danken
jetzt schön. Die Familienbande ­
werden sie sich denken, frei nach
Karl Kraus, eine schöne Bande .••
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A do schau her...
Es war 6 Uhr 15 als vor dem Tor des
Elektrobetriebes einige Jugendliche
eintrafen, die der vor sich hindäsende
Portier auf den ersten Blick als Stu­
denten oder ro was identifizierte.
"Die sind schon wieder da ", dachte
er sich:' Sie kommen immer öfter.
Ausdauer haben sie, das muß man

ihnen lassen. " Sie postierten sich in
verschiedenen Abständen, wie Cow­
boys, die auf eine Herde warten, die
sie möglichst vollständig zählen wol­
len. Sie hielten Zeitschriften in der
Hand, die der trübe prüfe nde Blick
des Portiers als sehr politisch ein-
sen ätzte : Sie waren aggressiv auf­
gemacht, also vollkommen anders
als die Zeitung der anderen Gruppe,
die gestern da war: Deren Zeitung
stach durch betonte Strenge ins Auge,
schwarz-weiß, alles vollbedruckt,
in Reih und Glied und Kolonnen, durch
Seriosität geradezu abweisend.

Der Portier stellte sich auf das kom­

mende Schauspiel ein. Er wußte, wie
wenig diese jungen Leute Anklang
fanden, dal3 viele von der Belegschaft,
die früher eine recht scharfe Sprache
geführt haben gegen die Unternehmer,
gegen dies und das, schön still ge­
worden sind, seitdem die Jungen da
draußen ihre wöchentli chen Flugzet­
tel und monatlichen Zeitschriften
verteilten und verkauften. Keiner
wollte in den Verdacht kommen, er
hätte mit denen da draußen was ge­
mein. Dabei wußte der Portier, daß
viele mit den Ideen dieser Jugend­
lichen da draußen im Stillen sym­
pathisieren. Aber alle waren darüber
empört, daß diese Rotzlöffel über
ihre Problem e im Betrieb au feine
tiberhebliche und neunmalkluge Wei­
se schrieben und sprachen, mit Phra­
sen gespickt und Fremdwörtern gar­
niert. Daß sie sich den Leuten und
ihren Problemen im Betrieb gegen­
tiber benahmen, wie Hochschulge­
lehrte gegentiber Versuchskaninchen.

Da tauchten schon die ersten Arbeiter.

und Arbeiterinnen auf. Von weitem
erkannten sie die Situation und stell-
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ten sich bereits <darauf ein, ohne sich
viel anmerken zu lassen. Die meisten
beschleunigten ihren Gang. als woll­
ten sie die Flucht nach vorn in die
Fa brik antreten oder als wollten sie
vor dem Ziel noch eine letzte Hürde
nehmen, nachdem sie die schnell und
mechanisch ausgeführte Morgentoilet­
te zeitgerecht geschafft, das hastig
eingenommene Frtihstück hinter sich
gebracht, und die Tram zum richti­
gen Zeitpunkt erwischt hatten.

Auf ein zaghaftes "Morgen" der ihnen
erwartungsvoll, mit gespannter Freund­
lichkeit entgegenstarrenden jungen
Leute, kam das "Guten Morgen"
manchmal in festem und bestimmten
Ton zurück, als gelte der Gruß den
anderen heraneilenden Kollegen. So
gehen die meisten vorbei, je mehr
es auf 6 Uhr 45 zugeht, in umso dich­
teren Scharen, die von den freiwilli­
gen Posten am Tor trotz mutiger Ver­
suche nicht aufgelöst, in einzelne Per­
sonen aufgesplittert werden können,
um ein knappes Morgengespräch zu
beginnen. Vor den unmittelbar bevor­
stehenden 8 Stunden Arbeit ein kleiner
Plausch tiber höhere Dinge .••
"Kennen Sie schon die neueste Num­
mer ••••• " Eine abwehrende Handbe­
wegung da und dort, selten offene Ab­
lehnung, man ist gewohnt Haltung zu
bewahren, da müssen Kollegen unter­
einander schon sehr gLt bekannt sein,
wenn es zu politischen Gesprächen
kommt, während der Pausen. Die
meisten sind höflich zurückhaltend,
andere kalt, 'net amol ignorieren'
steht vielen im Gesicht, aber dann
gelingt es einem der erfahrenen Tor­
posten, eine Frau zu "schnappen ",
durch geschiCktes Abschneiden des
Weges, daß sie zur Mauer ausweichen
muß und sich am Posten direkt vorbei­
drücken mtißte, wie abends oft, auf
dem Heimweg, wenn sie belästigt
wird von irgendwelchen Männern auf
der Straße. Aber das hier ist eine
andere Situation, da wehrt sie sich.
Sie stellt ihrerseits den Bedr änger
und schreit fast hinaus : "Schleich Di,

Bua, geh ham schlofn, was tuast' n
do, es wü Di do eh kana und Dei Po­
litik, wos vastehst scho davon ?"

Ein Kader läßt sich durch sowas nicht
aus der Fassung bringen, da hat doch
endlich eine angebissen und zappelt

an der Angelschnur , wer wird da
schon freundlkh sein, aber eine Kom­
munikation ist wenigstens "herge­
stellt": "Wir kennen Ihre Sorgen,
glauben Sie mir und wir kämpfen für
Ihre Rechte. Da steht zum Beispiel
in der Ausgabe unserer Zeitung••. , "
"Wos wast' n Du scho von meine
Surgn ?" "Wir kennen die Betriebs­
verhältnisse, wir wissen, daß da
nicht alles in Ordnung ist und wir ver­
suchen Euch doch zu helfen••••• "
"Nix wast und nix vastehtst. Von do
draußt ! Und nachha legt' s Euch
schlofn. Warum tats net studieren,
mir brennan jo dafür. Mir kümmern
uns scho um unser Recht, nur ka
Angst, und daß im Betrieb net alles
in Urdnung is, des will ma selba. Also
gib a Zeitung her damit a Rua is und
laß mi durch !" Der Posten ~trahlte

über das ganze Gesicht, als er sich

nachher zum jüngeren Posten wandte
und sagte :"Siehst Du, Kontakt aufge­
nommen' Zeitung verkauft und Infor­
mationen über den Betrieb eingeholt,
alles in einem! Schlecht ist es im Be­
trieb, hat die Frau gesagt, schlecht
ist es !" Er war außer Rand und Band
vor Freude. Das Mädchen blickte ihn
bewundernd an.



Sommerakademie 1974 am Neufeldersee

Im Rahmen der heurigen Sommerakademie werden in
Referaten und Diskussionen kommunalpolitische Fragen,
Emanzipation, Probleme der Organisation, Hochschulpoli­
tik, Probleme der Lohn- und Einkommenssteuer und
Diskussionen über unsere Herbstaktivitäten im Zusammen­
hang mit der Kandidatur der Gewerkschaftlichen Einheit
zur Arbeiterkammerwahl behandelt. Ein detailiertes
Programm wird bis Ende Juni veröffentlicht und zuge­
schickt werden.

Schon jetzt besteht die Möglichkeit, auf unserem Strand
am Neufeldersee sowohl Urlaub zu machen, als auch das
Wochenende mit Freunden und Bekannten zu verbringen.
Die Zelte sind aufgestellt, so daß die Möglichkeit der
Übernachtung besteht.
Für Mitglieder sind ermäßigte Badesaisonkarten im
Sekretariat der FÖJ-Bewegung für Sozialismus zu

erhalten.

The fucking* President
er sich wenigstens im Amt nicht ver­
sagte, zu sprechen, wie ihm der
Schnabel gewachsen war, mit dem
er auf ganze Völker loshackte.

ganz gewöhnlichen Wirtshausbold
erkennen läßt. Dieser "fucking "Pr!l­
sident der USA stürzt über seine
Gaunerehre zu sich selbst - daß er

Um den Politgangster Nixon zu ent­
larven, versagten alle Argumente
und Beweise, als er die schrecklichen
Verbrechen in Vietnam verordnete
und durchfUhren ließ. Die Rechnung,
die ihm jetzt präsentiert wird, ist von
einem amerikanischen Kleinbürger er- Gb)
stellt - von ihm selbst. Wenn er jetzt l~
- fast schon sicher - zu Fall kommt, PRfSIIlfHI
wird ihn nicht so sehr die gute Erin - I
nerung an seine mörderischen Un- ~~,
taten als Kriegsherr des US - Imperia - ~
lismus moralisch stürzen, sondern
der Unmut darüber, daß die Fratze,
die er auf seine Tonbänder schneidet
hinter der salbungsvollen Miene der
amerikanischen Biedermannes einen

* eine gemein übliche Redewendung
im F.nglischen, die nie das bezeich­
net, was der Wortlaut meint.
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Du weißt ja wie das ist:erst die Arbeit - na, wie lang
noch, eine Viertelstunde, zelm Minuten, fünf Minuten
- endlich aus. "Auf Wiedersehen!" zu den Kollegen,
möglichst schnell raus - und dann •••

Ja, und dann ?

Was gibt s für Möglichkeiten ?

Diskothek ? Kannst Du Dir so oft nicht leisten, außer­
dem jeden Tag die laute Musik und die faden Ge­
sichter •••

Kino ? Den letzten klassen Film hast Du schon zwei­
mal gesehen.
Jugendzentren. wo Du nicht laut sein darfst, weil Du
sonst die Markensammler im Nebenraum verschreckst,
wo Du jede Kleinigkeit anmelden mußt, wo Du Dir
wie in einer Schule vorkommst, wo Du Dich mit dem
Leiter gut stellen mußt sind wahrscheinlich auch nicht
das Richtige.
Dann bleibt Dir noch der Fernseher samt Deinen
Eltern - fad.
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Oder, und das passiert dann auch meistens, ab ins
nächste Wirtshaus und ein paar Bier runterg'stossn da­
mit man für ein paar Stunden nicht merkt, wie be­
schissen die Lage ist.
So schaut's aus bei uns in Wien.

Unsere Freizeit wird von den gleichen Interessens­
gruppen gelenkt wie unsere Arbeitszeit. Einfach aus­
gedrückt : der Freund vom Chef hat jetzt eine

schicke Diskothek aufgemacht. Oder anders: so wie
der Chef an unserer Arbeit verdient, will der Kino­
Wirtshaus-Diskothekenbesitzer an unserer Freizeit ver­
dienen. Kirchen und Parteien wiederum versuchen
die Jugendlichen ideologisch in den Cl" iff zu bekom­
men. In den Stadtrandsiedlungen ist die Situation be­
sonders krass, da es außer Wirtshaus und Fernsehen
keine anderen Möglichkeiten der Freizeitgestaltung
gibt. Daß man gegen diese beschissene Situation
etwas unternehmen kann, haben Jugendliche aus der
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Großfeld siedlung und Simmering bewiesen. Sie haben
sich zusammengeschlossen im Kampf um Jugend­
zentren in Selbstverwaltung. Ihre Losung kein sau­
teures Gemeindeheim, sondern einfache Montage­
bauh!itten, die sie selbst gestalten und verwalten
können. In denen die freie Diskussion gew ährleistet
und der Konsumationszwang abgeschafft ist. Bei einer
ihrer Aktionen (Grossfeld-TAM TAM) gemeinsam mit
dem Verein zur Förderung selbstverwalteter Jugend­
clubs kam eine Unterschriftenaktion fUr die Errichtung

eines Montagebauzentrums heraus. Bekannte Künstler,
Journalisten und eine Delegation aus den Stadtrand­
siedlungen wird diese Forderung B!irgermeister Gratz
vorbringen. Eine zweite Großveranstaltung ist in Sim­
mering geplant. Wir dUrfen uns nicht auf Stadträte

oder Landesjugendreferenten verlassen, der Druck

muß von unten kommen, die Betroffenen mlissen sich

r!ihren. Wir nehmen unseren Kram selber in die Hand,

wir sind fUr Selbstverwaltung, fUr Demokratie in
Praxis.

K0 nt akt e fUr alle, die sich fUr Jugendzentren in Selbstverwaltung interessieren :
Gruppe N.A.P.A.L.M. :1040 Wien, Belvederegasse 10. Interessenten können sich jeden Dienstag um 19Uhr30
in der BELVEDEREGASSE 10 das ist im vierten Bezirk, nähere Informationen holen ! ! !

Warum Brandt scheiterte
Die Situation in der Bundesrepublik Deutschland und in derSPD

16

Der R!icktritt Brandts unter dem Vor­
wand der Affaire GuiIlaume hat Staub
aufgewirbelt. Wo sind die Ursachen
zu sehen? Die Euphorie von 1969 und
1972 ist gewichen, eine realistische
Einschätzung wichtig. Was ist ge­
schehen?

Zuerst einige Daten:

Laut Meinungsumfragen hätte die
SPD im Jänner 1973 auf 5'l!'/0 der Stim­
men zählen können, die CDU -CSU
auf 390/0 die FDP auf 70/0. Zum Ver­
gleich Feber 1974: SPD 390/0, FDP
100/0, CDU -CSU 490/0, also Gleich­
stand von Regierung und Opposition.
Eine Serie von Wahlresultaten stimmt
damit !iberein.

Wie läßt sich diese enorme Umkehr
begr!inden? Und weshalb geht die
Tendenz nach rechts ?

Zweifellos ist die Enttäuschung über
die vielen gebrochenen Wahlverspre­
chen groß. Doch es wäre oberfläch­

lich' sich darauf zu beschränken.

Die vorgebliche Energiekrise im ver­
gangenen Winter hat der Bevölkerung
gezeigt, daß die Bundesrepublik kei­
ne Insel der Seligen ist. Ihre Wirt­
schaft ist nicht gefeit gegen Störun-

gen und die allgemeine Krise hat
auch vor ihr nicht haltgemacht. Die
Bundesregierung mit ihrem Kurs der
Augenblicksreaktionen und ohne jede
Perspektive war völlig außerstande,
richtige und energische Maßnahmen
zu ergreifen. Wie hätte sie das auch

können, repräsentiert sie doch in ih­
rer Zusammensetzung die eindeutige
F!ihrungsrolle des Großkapitals, auf­
geputzt mit einigen Alibi -Progress i _
vene Der Repräsentant des Großkapi­
tals, Wirtschaftsminister Friederichs
(FDP) gegen den zahmen Reformisten
Eppler, den SPD-Entwicklungshelfer,
wer wird sich da wohl durchsetzen?
Das Bundeskartellamt in Berlin, mit
gesetzlichen Befugnissen völlig un­
zureichend ausgestattet, startete
einen schwachen Versuch, die Multis,
vor allem die Ölkonzerne, in Hea­
rings zur Ordnung zu rufen. Es wur­
den Shows daraus, in denen es die-

sen Konzernen gelang, sich als
lammfrom, besorgt nur um die Volks­
wohlfahrt hinzustellen - wiederum
unterstützt von Friederichs.

Die SPD aber, "die" Regierungspar­

tei ist in sich derart gespalten, daß
sie !iberhaupt handlungsunfähig ist.
Der rechte Flligel hat in der Zentra­
1e unbestritten das Heft in der Hand.



Der linke, vor allem die Jusos, hat
eine Reihe von Bezirksorganisatio ­
nen erobert. Aber die Jusos sind in
sich selbst gespalten. Weiters sind
sie gezwungen, sich mit den Partei­
rechten. wie Minister Vogel oder
Regierungssprecher Ahlers derart
auseinanderzusetzen, daß kaum noch
Zeit für effektive politische Arbeit
bleibt. Effekt: die Wähler sind ver­
wirrt und die Partei verliert Stimmen.

Eines läßt sich mit Bestimmtheit sa­
gen: Die Jusoversion der "Doppel­
stra tegie", des Marsches durch die
Institutionen, der Eroberung der Ba­
sis ist gescheitert. Geplatzt ist damit
auch die Illusion, eine sozialdemo­
kratische Partei zu sozialistischen
Zielsetzungen und zu antikapitalisti­
sehen Maßnahmen zu bringen. ~r­

zeit ist die SPD nicht einmal mehr
zu Reformen fähig. und jede Hand­
lung ihrer Funktionäre wird zum Bu­
merang für die Partei: von der Ge­
schwindigkeitsbegrenzung bis zu den
Streiks im Öffentlichen Dienst und in
der Automobilindustrie. Unter diesen
Umständen verwundert es nicht, daß
die SPD sogar den Arbeitern, die ja
täglich die Hetze der bürgerlichen
Presse hören, unglaubwürdig wird.
Die Spaltertaktik ("Bild" :"Deutsche
Arbeiter kämpfen ihr e Fabrik
frei" - gegen streikende Fremd­
arbeiter) hat Erfolg: ein klassischer
Fall monopolkapitalistischer Politik.

Die CDU -CSU hingegen, die in den
Jahren des Wiederaufbaus die Regie­
rung führte, erscheint jetzt als die
Partei, die "besser gewi rtschaftet
hat". Der Rechtsruck ist so Ausdruck
eines manipulierten Bewußtseins
nicht nur der Kleinbürger, sondern
diesmal auch der Arbeiter, die fa­
schistische Rechtsdemagogie feiert
fröhliche Urständ.

Was bedeutet das für die Linke?
Die oft verkündete Verschärfung der
Klassenkämpfe hält sich in beschei­
denem Rahmen. Die deutschen Ar­
beiter entwickeln insgesamt eher
das Bewußtsein einer Arbeiteraristo­
kratie. Die wenigen reformistisch
angehauchten Gesetze, welche die
sozial-liberale Koalition beschloß,
drangen den Arbeitern kaum in das
Bewußtsein. Ihre Bedeutung wurde
nicht begriffen - falls die Bedeutung

überhaupt sehr weit reicht! Das Mit-

bestimmungsgesetz diene als Bei­
spiel. Die CDU -CSU profitiert vom
Zerfall der Glaubwürdigkeit der
SPD - Politik und einer linken Alter­
native dazu. Die Jusos sind das Mu­
ster gleich von beiden Bewegungen
dazu. Sie befehden sich in drei
Fraktionen. Am Bundeskongreß Ende
letzten Jänner in München wurden
Resolutionen beschloßen, die einan­
der Widersprechen. Die Mehrheits­
fraktion, welche die Vorsitzende
Heidi Wizerik-Zeulen (aus Süd-Hes­
sen) stellt, bezeichnete in einem An­
trag Investitionslenkung als Mittel
der Systemüberwindung. Gleich da­
rauf wurde aber - zum Ausgleich? ­
in einem Papier erklärt, Investitions­
lenkung wirke systemstabilisierend
ohne die Verstaatlichung der Banken
und der Schlüsselindustrien.

Nach den letzten Wahlniederlagen
wurde der Druck der Parteiführung
auf die Jusos besonders stark. Eine
Reihe von Parteiausschlußverfahren
- vor allem gegen Mitglieder der
STAMOKAP-Fraktion - im ganzen
Bundesgebiet wurde eröffnet. Die
Linken werden also einfach hinaus­
geworfen. Die Jusostrategie ist ge­
scheitert, die Idee, in einer bürger­
lich reformistischen Partei soziali­
stische Politik betreiben zu wollen,
hat sich als das erwiesen, was sie
von Anfang an war: eine absurde
Illusion. Die Führungsspitze der SPD
macht die Jusos jetzt zu den Sünden­
böcken für ihre Mißerfolge in der
"Realpolitik". Sie sieht ihre Rettung
darin, jeden Rest auch von Reformis­
mus aufzugeben und eine bessere CDU
zu werden. Das könnte an Österreich
erinnern: Kreisky weiß für seine Par­
tei schließlich auch nur die einzige
Perspektive einer "intensiven Auf­
klärungskam pagne über die Leistun ­
gen der Regierung", einfacher ge­
sagt, einen verlängerten Wahlkampf.

Als Folge setzt sich in der SPD-Lin­
ken zunehmend die Tendenz durch,
die Partei zu verlassen, um zur
DKP zu gehen. Das ist aber eine

Scheinlösung, betreibt doch auch die
DKP eine rein reformistische Politik,
ähnlich der KPÖ. Ein schönes Ergeb­
nis der endlosen Diskussionen über
Theorie und Strategie, die immer so
praxisfern waren. daß sie die Jusos
nur von der arbeitenden Bevölkerung
trennten. Die Konservativen bringen
nun die Ernte ein. Die einmalige Ge-

legenheit, heuer im Winter die Rolle
der Monopole aufzuzeigen, wurde
versäumt. Die Auseinandersetzung
mit der Gewerkschaftsführung - ohne
Zweifel wichtig - ließ den Kampf
gegen die Unternehmer und ihre Or­
ganisationen in den Hintergrund tre­
ten. Diese und ihr politischer Arm,
die CDU. erscheinen einig und ge­
festigt; die SPD hingegen reibt sich
auf, die Streiks werden gewöhnlich

völlig unpolitisch begriffen und es
bleiben Lohnforderungen. Von einem
wachsenden Klassenbewußtsein kann
kaum gesprochen werden. Die Dele­
gationen der Jusos, der DKP(ML)
wurden an den Streikorten geradezu
feindlich empfangen. Bisher ist es
der Linken nicht gelungen, den Ar­
beitern ihre Politik verständlich Zu

machen. Diese sehen in diesen Grup­
pen gewöhnlich das, was ihnen die
Springer-Presse täglich einhämmert.

Brandts Rücktritt hat sich seit Mona­
ten abgezeichnet. Er hat nur mehr
das Symbol einer ohnehin längst
nicht mehr bestehenden Einheit weg­
gewischt. Der Anlaß war lächerlich,
die Auswirkungen vermutlich ge­
wichtig. Seine Politik ist ge­
scheitert. Übrig bleibt davon einzig
die Ostpolitik.

Gescheitert ist damit aber auch das
Konzept, die Sozialdemokratie als
Vehikel zur System veränderung zu
benutzen. Übrig bleibt die Frage,
welche Organisa tionsform Sozia listen
für eine effektive Arbeit wählen müs­
sen und können, um weder in diesen
Irrtum noch in einen anderen zu ver­
fallen: in Sektiererei und Selbstanbe­
tung. Man wird nicht zur revolutionä­
ren Partei, indem man sich als solche
bezeichnet. Dies ist umso wichtiger
heute, wo sich eine tiefe strukturelle
Krise des gesamten imperialistischen

Systems abzeichnet.

A. R. nach einem Bericht aus der BRD

17



Der lusitanische Popanz
nach dem Kollaps

Faschismus
auf portugiesisch

Mit dem niedrigsten Pro-Kopf-Ein­
kommen Weste uropas (1967/68 be­
trug es 1440 D-Mark, in Spanien
2050, in Griechenland 2080, in lta­
lien 3800 D- Mark) der höchsten An­
alphabetenquote, der höchsten Ge­
burtenrate, aber auch der höchsten
Säuglings - und Kindersterblichkeits­
rate und nicht zuletzt mit dem höch­
sten Militäretat (über 50"/0 aller
Staatsausgaben) wird Portugal häufig

als "Armenhaus Europas" genannt.
Daß es trotzdem unter den 9.5 Mil­
lionen Einwohnern bislang ruhig
blieb, dafür sorgte die faschistische
Diktatur. die unter ihrem Schöpfer
Salazar, volle 40 Jahre von innen
und außen unangefochten Portugal
beherrschen konnte. Die bewährten
Stützen des Salazarismus : strengste
Pressezensur, eine allgewaltige und
allgegenwärtige Geheimpolizei
(PIDE) mit Blankovollmachten und
unbeschränkter Handlungsfreihe it,
die Kirche und - bis zur Machtüber­
nahme am 25.4.1974 jedenfalls -
das Militär. Und noch eine Eigen­
schaft zeichnete Portugal aus. Daß
im äußersten südwestlichsten Zipfel
Europas scheinbar im mittelalterli­
chen Dornröschenschlaf dahindäm­
mernde Land war und ist nicht nur
einer der wichtigsten Pfeiler des
Nordatlantischen Paktes (NATO),
sondern seines Zeichens einzige
altehrwürdige Kolonialmacht in Eu­
ropa. Portugals Kolonien (in der amt­
lichen Sprachregelung "Überseepro­
vinzen " genannt) umfassen ein Terri­
torium, dass 22 mal so groß ist wie
das "Mutterland" selbst.

Unter Salazars Herrschaft hat sich
die nach völlig veralteten Prinzipien
(Merkantilismus, Protektionismus)
gelenkte Wirtschaft des Landes (Sa­
lazar hat seine Karriere als Professor
für Wirtschafts- und Finanzwissen­
schaften begonnen) in den Händen
von rund 200 Familien konzentriert,
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unter denen ganze 20 das eigentliche
Sagen haben. Diese Oligarchie ist
auf allen Gebieten der staatlichen,
wirtschaftlichen Verwaltung veran­

kert und war einzige Nutznießerin
der Salazar' schen Politik.

Im "Neuen Staat" Salazars war die
oberste Legislative - mit rein for­
malen Funktionen - in eine Natio­
nalversammlung und eine Stände<
kammer geteilt. Die einzige legale
Partei, die Nationale Union, mit
ihrer eigenen Parteimiliz und die
Nationalgarde waren die loyalsten
Institutionen des Salazarschen Sy­
stems. Und die Kirche - deren jun­
ger Klerus erst seit 1958 oppositio­
nelle Stellung zum Regime bezog,
diese Kirche war noch systeminte­
grierter als die spanische und sorgte
ihrerseits für Ruhe und Ordnung durch
Predigt, Vertröstungen und einen
Wunderglauben, dessen Symbol Fa­
tima wurde, wohin mittlerweile
(die angeblichen Erscheinungen da­
tieren von 1917) über 117 Millionen
aus dem In- und Ausland gepilgert
kamen.

Der unvorstellbaren, in den Augen
des Touristen als Lokalkolorit ins
landschaftlich schöne Bild Portugals
passenden Armut, dem Kriegsdienst

in den Kolonien und der brutalsten
politischen Repression entzogen
sich seit Salazars Gesundheitspolitik
für Wirtschaft und Staat an die zwei
Millionen Portugiesen durch Massen­
exodus : a llei n 1970 verließen
100.000 "stille" Wehrdienstverwei­
gerer das Land. In Frankreich be­
trägt ihre Zahl 80.000. Dort bilden

sich mit den arabischen und afrikani­
schen Einwanderern und Gastarbei ­
tern die untersten Schichten des Pro-

letariats.

Zur Illustration des Zustandes sozia­
1er Einrichtungen nur einige Daten

aus dem portugiesischen Gesundheits­
wesen: 1965 zählte man 7.820 Ärzte,
88 Zahnärzte, 2.338 Apotheker,
7.531 Krankenpfleger und 554 Heb­
ammen in ganz Portugal. Das Ver-

hältnis pro Arzt und Einwohnerzahl
betrug 1:1. 240 (Vergleichszahl: in
Griechenland betrug das Verhältnis
zur gleichen Zeit 1:710) Je 10.000
Portugiesen standen 58 Krankenbet­
ten zur Verfügung.

Unter den Bedingungen einer hem­
mungslosen politischen Repression
hat sich eine ernstzunehmende
Opposition im Land kaum entwik­
keIn können, und sie war noch da­
zu in sich zersplittert. (Wer als
politischer Verdächtiger von einem

Zivilgericht zu einer hohen Ge­

fängnisstrafe verurteilt wurde, durfte

von Glück reden. Wenn er das Pech
hatte, freigesprochen zu werden,
verschwand er gleich nachher in
einem der berüchtigten Gefängnisse
der PIDE. Entweder verließ er es
niemehr oder - was imm cr wieder
vor kam - als Gei.stesgestörter. Es

ist daher nicht verwunderlich, daß
Widerstand nur von einer Seite her
kommen konnte: vom Militär.

Salazar
mußte zweimal sterben
Spinolas Machtübernahme ist vor­
läufiger Abschluß einer Kette von
Versuchen seitens Angehöriger der
portugiesischen Armee, die im Volk
ausnahmslos verhaßte und gefürchte­
te Diktatur zu stürzen.

Und stets stand im Mittelpunkt der
Rebellion der Armee die Problema­
tik der Kolonialpolitik. 1947 stellte
Hauptmann Galvao die Kolonialpo­
litik in Frage und wurde prompt
eingekerkert. General Delgado, der
bei einer der ritualisierten und völ­
lig undemokratischen Präsident­
schaftswahlen eine Gegenkandidatur
wagte und trotz aller Gegenmanöver
ein Drittel der Stimmen auf sich
vereinigen konnte, mußte ins Aus­
land fliehen. In Algerien schloß er
sich der F. P. d. L. N. (Portugiesischen
Volksbefreiungsfront) an und wurde
1965 anläßlich geplanter Verhand­

lungen mit Regimevertretem von
der PIDE auf spanischem Boden er­
mordet. 1961 verweigerte General
Vassalo e Silva, Oberbefehlshaber
der 3.500 Mann starken Truppe auf
der portugiesischen Kolonia1insel
Goa den Befehl, der indischen Inva-



sionsübermacht Widerstand zu leisten.
Ein Jahr später fand in den Kasernen
von Beja ein Staatsstreichversuch
statt. der aber rechtzeitig aufge­
deckt und erstic kl: werden konnte.
Der Führer der L.U.A.R. der "Ver­
einigten Revolutionären Aktion" ist
der ehemalige Luftwaffenoffizier da
Palma, der eine Militärmaschine
entführt und über Lissabon Flugblät­
ter abgeworfen hatte.

Die Portugiesen nennen den Sturz
der Diktatur durch die Armee Sala­
zars zweiten Tod. Denn als Salazar
am 27. Juli 1970,nachdem er jahre­
lang in Koma gelegen war, starb,
lebte sein Geist weiter in seinem
Nachfolger Caetano. der als ebenso
gerissen wie rücksichtslos galt. Den­

noch setzten viele Beobachter Hoff­
nungen in ihn, daß er das portugie­
sische Dilemma lösen würde. Sein
Leitsatz, von dem er sich führen
ließ) war: "Kontinuität in der Er­
neuerung'~Unter Kontinuität war
die Fortdauer der politischen Unter­
drückung gemeint, unter Erneuerung
die technokratische Lösung für die
una ufschiebbar gewordenen wirtschaft­
lichen Probleme des Landes. Dis da­
hin lebte Portugal von den Kolonien,
den hohen Schutzzöllen (Protektio­
nismus), von den billigen Arbeits­
kräften (kein Streikrecht, "Arbeits­
frieden " durch das Fehlen primitiv­
ster Schutzeinrichtugen für die Ar­
beiter erkauft), von den Auslands­
überweisungen der protugiesen Gast­
arbeiter und dem Fremdenverkehr.
Das portugiesische Dilemma war:
die Umstellung von EFTA - Mitglied­
schaft auf EWG-Integration unter
Berücksichtigung der Auslandsinve­
stitionen von der BRD, den USA,
England, Frankreich, Belgien und
Südafrika ohne größere soziale und
politische Erschütterungen zu mei­
stern. Caetanos Maßnahmen waren
Blendwerk, weder Fleisch noch
Fisch. Seine Landreform beschleu ­
nigte bloß die Landflucht und die
Bildung eines Subproletariats um
die Städte. Er hat Wahlen für
1969 angekündigt - es war eine Mas­
kerade. Soares, der Führer der So­
zialisten, versuchte damals, die
Opposition zu formieren, wurde
aber in seiner Arbeit mit allen
Mitteln gehindert und mußte ein
Jahr später wieder ins Ausland flieh­
en. Caetano ließ nach den Wahlen

die Nationale Union in Nationale
Volksunion umtaufen - wohl um
seine Popularität zu unterstreichen
und einige Ultra -Salazaristen zu
brüskieren. Auch die PIDE wurde in
"Generaldirektion für Sicherheit"
umbenannt. Ansonsten blieb alles
beim alten.

Die Lage in den Kolonien
Caetano und mit ihm der Salazaris_
mus stürzte über den Kolonialkrieg,
der über die Hälfte aller Staatsaus ­
gaben beanspruchte und die portugie­
sische Armee mit einem Guerilla­
Kampf konfrontierte, dem sie ein­
fach nicht gewachsen ist. "Befrie­
dungsaktionen" a la My Lai wie in
Wiriyamu haben in Armeekreisen
größere Bestürzung hervorgerufen
als in der zivilen Verwaltung. Spi­
nolas Buch über die Zukunft Portu­
gals war mehr als eine Kritik an der
Kolonialpolitik: es war für viele ein
Manifest.

Portugals Kolonien bieten ein getreu­
es Bild bzw. Abbild der Zustände
des "Mutterlandes". Bis 1961 waren
Zwangsarbeitsgesetze in Kraft, die
die Eingeborenen zum Anbau ganz
bestimmter Mengen von beispiels­
weise Baumwolle verpflichteten, die
sie zu festgesetzten Preisen abzuge­
ben hatten. Die kraß ungleiche Ent­
lohnung von weißer und schwarzer
Arbeitskraft führte zu grotesken Si­
tuationen. Viele Eingeborenen wech­
selten über die Grenze in die Südaf­
rikanische Union, um dort "Schwarz­
arbeit" anzunehmen, weil diese ver­
hältnismäßig noch immer besser be­
zahlt ist.

Die Arbeitsbedingungen auf den Di­

amantenfeldern in Angola wurden
selbst von regimetreuen Inspekteu­
ren als unerträglich bezeichnet. Ne­
ben den Ressourcen der Kolonien
(Angola: Diamanten und Kaffee.
Mozam bique: Reis, Zucker, Tee
und Erdnüsse) ist ihre strategische
Bedeutung für den Imperialismus
hervorzuheben. Hier verläuft die
wichtigste Handelsroute um das Kap
der Guten Hoffnung, von hier aus
kann der Indische Ozean militärisch
überwacht werden. In das Cabora­
Bassa-Staudamm-Projekt haben zu­
viel im perialistische Länder inve­
stiert, von seiner Fertigstellung hängt

zuviel für die Apartheid-Länder
Rhodesien und Südafrika ab.

Wenn die soeben gebildete provisori­
sche Zivilregierung in Portugal kei­
nen Rat weiß, der nur die Unabhän­
gigkeit und die Selbstbestimmung der
ehemaligen Kolonien bedeuten kann,
wird die derzeitige Konfrontation
zwischen den Befre iungsorganisatio­
nen und der portugiesischen Kolo­
nialmacht zu einem Zusammenstoß
mit einer imperialistischen Aggres­
sion, die sich auf Rhodesi en und
Südafrika würde stützen können.
Die Befreiungsorganisationen, die
sich 1970 zu einer Dachorganisation
zusammengeschlossen hatten, sind
vorbereitet. 1956 wurde die PAIGC
(Afrikanische Partei für die Unab­
hängigkeit Guineas und der Kap
Verdisehen Inseln) vom kürzlich er­
mordeten Amilcar Cabral gegründet,
deren Regierung heute als eine recht­
mäßige von der UNO anerkannt ist .
Ebenfalls 1956 wurde in Angola die
MPLA (Volkshilfe für die Befreiung
Angolas) vom Arzt Agostino Neto
gegründet und hat heute ein Drittel
Angolas unter ihrer Kontrolle. Die
FRELIMO in Mozambique hat 10.000
Kämpfer unter Waffen und 10.000 in
Reserve und verfügt heute über Boden­
Luft-Raketen, die eine Verschiebung
der von de r Ll'ftüberlegenheit der
portugiesischen Kolonialarmee ge­
prägten Kräfteverhältnisse bedeuten
könnte.

Die Zukunft Portugals
Die Entwicklung in Portugal und in
den afrikanischen Kolonien ist offen.
Bei aller Bedeutung der durch Spinola
geschaffenen neuen Realitäten ist Re ­
serve angebracht, sowohl was die zu­
künftige Politik in Portugal, als auch
was ihre Auswirkungen auf die Kolo­
nien betrifft. Ein Gegenputsch der
Armee ist zwar unwahrscheinlich,
aber nicht ausgeschlossen. Ein Abfall
der Kolonien zwar denkbar, aber kaurr
möglich. Vor allem führt der Weg,
der jetzt in Portugal eingeschlagen
wird, nicht zum Sozialismus, sondern
zur Wiederherstellung und Festigung
einer bürgerlichen Demokratie mit
starken reformistischen Tendenzen
seitens der repräsentativen Parteien
der Linken.

Fortsetzung auf Seite 20
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Was ist
Solidarität?

Fortsetzung von Seite 19

Kräfteverhältnisse heute
Die Stimmung in den breiten Schich­
ten der Bevölkerung ist alles andere
als revolutionär: sie ist von Erleichte­
rung und Hoffnung geprägt. Die Ar­
beiterbewegung hat sich zwar er­
staunlich schnell zu Wort gemeldet.
ihre programmatische und organisa ­
torische Konsolidierung wird aber
noch geraume Zeit dauern. Es ist
eine Übergangssituation. Wenn der
Alltag einkehrt in Portugal. wird
ein Wust von Forderungen sozialer
Natur zu stellen und für ihre Erfüllung
zu kämpfen sein. Dann erst lassen

sich die Krätteverhältnisse zwischen
den Klassen abschätzen. Und von die­
sen Kräfteverhältnissen wird es ab­
hängen, ob das Portugal von morgen
den Kapitalismus von heute oder den
schon gestern und vorgestern so aktu­
ellen Sozialismus wählen wird.

Scheidung
auf
italienisch
In Italien hat bei dem Referendum
über den Scheidungsparagraphen die
bessere Hälfte gesiegt. Die rechten
Christdemokraten unter Fanfani und
der Vatikan haben einen überdeut­
lichen Dämpfer erhalten. der in der
gespannten politischen Situation der
Halbinsel die Fronten eindeutig zu­
gunsten der Linken, der Vernunft
nämlich verschoben hat.

Diese Abstimmung wollten die Kon­
servativen haben (gemeinsam mit
den Neofaschisten), sie wollten über
eine Entscheidung, die das Privates­
te eines jeden Menschen betrifft,
ihre reaktionäre Politik forcieren.
Die Abfuhr, die ihnen erteilt wurde.
ist nicht nur die Antwort des gesun­
den Menschenverstandes, sondern die
Umkehrung des Spießes, den sie sel­
ber auf die Glut der Volksabstimmung
gelegt haben. Sie haben der Linken
einen unerwarteten und unerhofften
Sieg beschert, den sie sicherlich gut
gebrauchen wird.
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Wir haben es bis jetzt vorgezogen.
zur EntWicklung der Solidaritätsbe­
wegung in Österreich für Chile mög­
lichst wenig kritische Beiträge zu
liefern und mehr nach Maßgabe un­
serer Kräfte und Möglichkeiten kon­
krete Arbeit zu leisten. Auch haben
wir unsere Anwesenheit in dem sei­

nerzeit von uns initiiertem Komitee
zur Unterstützung des chilenischen
Widerstands stets dazu genützt, um
die Tatsache von zwei Chile-Komi­
tees in Österreich nicht als endgül­
tig hinzunehmen, eine Vereinheit ­
lichung beider Komitees auf korrek­
te politische und organisatorische
Weise voranzutreiben und den Tätig­
keit der beiden Komitees Gehässig­
keiten und Konkurrenzverhalten zu

ersparen.

Ein Vorfall bei der letzten Chile­
Demonstration (9.5.1974), zu der
von einem Personenkomitee aufge­
rufen wurde, dem Personen verschie­
dener politischer Richtungen angehör­
ren (organisiert von der Chile-Solida­
ritätsfront), veranlaßt uns. eine vor­
läufige Bilanz zu ziehen. Dabei wol­
len wir Fehler und Irrtümer nicht da­
rum aufzeigen, um den internen
Streit innerhalb der Linken, der die

meisten Kräfte verbraucht. unserer-

Iseits zu bereichern. Aber aus Erfah­
runp:sprozessen, auch aus negativen,
nicht Schlüsse zu ziehen, sie einfach
zu verdrängen, wäre noch verhängnis­
voller. Schweigen - wenn auch aus
Scham und Bestürzung über soviel
Sektierertum und Dummheit - könn­
te nach der Mentalität überspannter
Richtungsvertreter als Schwäche oder
noch schlimmer als Zustimmung ge­
wertet werden.

Zur Sache: Die Existenz von zwei
Chile-Komitees in ÖSterreich ist kei­
ne Ausnahme, sondern die RegeL

Aus der Niederlage der Politik der
Unidad Popular unter Präsident Allen­
de wurde nicht gelernt: Die vorher
dem chilenischen Experiment mit

der sterilen Schablone gegenüberstan­
den, nur der bewaffnete Umsturz des
Proletariats erringe den Sieg über Ka­
pitalismus und Imperialismus, zogen
für sich den schadenfrohen Schluß:
hier habt ihr es, da seht ihr den Ban­
krott des Reformismus. In Chile lag
nicht die Entscheidung zwischen be­
waffneter Revolution und parlamenta­
rischem Weg zum Sozialismus. Be­
kräftigt wurde diese Haltung unserer
Zwergmeister der Revolution durch
die Haltung der kommunistischen und
sozialistischen Reform parteien.

Schuld am Debakel in Chile waren
die linken Hitzköpfe, reale Wider­
sprüche innerhalb der Unidad Popular
wurden ignoriert, die Fehler, die sie
gemacht hat, geleugnet, die epocha­
le Niederlage mit ohnmächtiger mo­
ralischer Empörung zugedeckt. Der
Rest ist stupider Optimismus, der die
gleiche Politik der kommunistischen
und sozialistischen Reformparteien
in Frankreich und in Italien ohne je­
den Bezug zu den chilenischen Leh­
ren und Konsequenzen naiv hoffnungs­
und erwartungsvoll betrachtet. Haben
sie nicht wiederholt vor dem Putsch
geschrieben: Chile ist anders als Bra­
silien oder Bolivien? Heute ist Frank­
reich etwas anderes. Und Italien.
Die KPÖ ging sogar sowe it, in die­
sem Zusamm mhang positiv auf die
CSSR-Ereignisse 1968 hinzuweisen,
wo die brüderlichen Panzer Gottsei ­
dank bereitgestanden waren. Von
Chile waren sie - der KPÖ-Logik ge­
mäß - zu weit entfernt. Aber im Fall
Frankreichs und Italiens ist der Weg
wohl kürzer.

KPö, SP-nahestehende Organisatio­
nen und christliche Gruppierungen
bildeten die Chile -Solidaritätsfront .
Sie machten eine Mitarbeit von
vornherein abhängig, daß als Grund­
lage der politischen Tätigkeit inner­
halb der Solidaritätsfront die Politik
der Unidad, das von ihr eingeschla­
gene Konzept akzeptiert würde.



Und die Jünger Maos? Sie blieben
gleich beiden Komitees von Anfang
an fern und rührten nicht den klei ­
nen Finger für irgendeine Chile-So­
lidaritätsaktion. Sie hatten auch
alle Hände voll zu tun, um die Hal­
tung der VR-China zu Chile zu er­
klären und ihre eigene Haltung da­
zu, die - wie könnte es auch anders
sein - das Abbild der chinesischen

ist.
Auch wir scheinen einem revolutio­
nären Optimismus aufgesessen zu
sein, daß Trotzkisten nämlich doch
etwas mit ihrem Namen gemein
hätten. Wir haben ihn nicht - wie
historisch üblich - mit Spaltertum
gleichgesetzt. Wir hätten es besser
wissen müssen. Ei war die winzige
trotzkistische Gruppe in Chile, wel­
che die Politik der Unidad Popular,
im Gegensatz zum damals schon in
jeder Hinsicht bedeuteren und seriö­
seren MIR (Bewegung der revolutio­
nären Linken), nicht nur kritisiert,
sondern b e k ä m p f t hat. Am
Anfang standen in unserem Komitee
(dem außer der FÖJ-Bewegung für
Sozialism us, die Gruppe Revolutio­
närer Marxisten, der Verband Mar­
xistischer Mittelschüler, Arbeiter­
kam pf und einige organisatorisch
ungebundene Personen angehörten)
Beteuerungen, Erklärungen und weit­
gehend auch solidarische Formen der
Zusammenarbeit. Solange unsere
Kräfte nämlich reichten, hochtraben ­
de Flugblatttexte nächtelang zu dis­
kutieren, den Genossen der GRM bei
jedem Tun und Lassen auf die Hn­
ger zu schaun. Aber Solidarität ist
zunächst einmal Solidarität unter de­
nen' die nach außen hin Solidarität
wecken, solidarisch sein wollen.
Das heißt eingehen auf die Möglich­
keiten aller Beteiligten, Zurüc kstel­
len dessen, was trennt, Hervorheben
dessen, was eint. Weit gefehlt! Das
Komitee zur Unterstützung des chi­
lenischen Widerstands wurde zu ei ­
nem Komitee des Mißtrauens, des
Herumtricksens, der Übertölpelun­
gen. Letzter Streich politischer Un­
moral und Unvernunft: trotz Verspre­

chen der Trotzkisten und ihrer Mit­
läufer, ihr geplantes Konkurrenzflug­
blatt (Aussage: "warum Sie heute bei
der falschen Adresse für Chile demon­
strieren ") zur eingangs erwähnten
Chile-Demonstration ni c h t im
Namen des Komitees zu veröffentli­
chen, stießen sie alle Vereinbarungen

über den Haufen. damit - nach eige­
ner Ausage - bewußt den Bruch ein­
kalkulierend.

So gehts: Die von der KPÖ dominier­
te Chile -Solidaritätsfront trägt glei­
chennaßen Verantwortung. Sie hat
alle Möglichkeiten genutzt, um ein­
heitlichen Aktionen das Wasser abzu ­
graben. Ihr sozialistisches Demokra ­
tieverständnis entpuppte sich schon im

embryonalen Stadium ihrer Wirkungs­
potenz als eine rein zensierendes,
kontrollierendes, diktatorisches.

Der Versuch, imApril eine gemein­
same Demonstration beider Komitees
unter Einbeziehung von Organisatio­
nen, die keinem der beiden Komite­
tees angehörten, zustandezubringen
(anläßlich der Ankunft des neuen Jun­

ta - Botschafters in Österre ich), schei­
terte letztlich an der ultimativen
Forderung der Solidaritätsvertreter,
jedes Flugblatt, jede Veröffentli­
chung und jede Verlautbarung der
verschiedenen beteiligten Organisa ­
tionen während der Vorbereitung der
Demonstration einer Zensur zu un­
terwerfen •.• Man stelle sich vor,
wir hätten verlangt, daß bis zur De­
monstration jede Stellungnahme in
der "Volksstimme" zu Chile vor
dem Abdruck uns vorgelegt wird .••

Man muß von Glück reden, daß die
Linke derzeit so schwach ist, daß

ihre Querelen Ansätze von Solidari­
tät breiter Schichten der Bevölkerung
nicht zu beeinträchtigen vermögen.
An alle Lager gleichzeitig gerichtet:
nehmen wir doch zur Kenntnis, Ge­
nossen, daß, wenn wir über die ob­
ligaten tausend bis zweitausend De­
monstrationsteilnehmer hina uswach­
sen, dann ist es, weil die Arbeiter
und Angestellten, Künstler und
Intellektuellen trotz aller lächerli­
chen Widerwärtigkeiten innerhalb
der Linken Solidarität bekunden wol­
len. Aber nicht mit der KPÖ-Solida­
rität mit Chile, und nicht mit dieser
und jener Gruppensolidarität mit
Chile, sondern mit Chile I Mit den
Arbeitern und Bauern in Chile, die
heute ums nackte Überleben kämpfen
und nicht für Trotzki, Stalin, Mao
oder Breschnjew. Nicht für einen
friedlichen oder "bewaffneten" Weg
zum Sozialismus. Sondern für den
Sozialism us, weil er die einzige Al­
ternative zur faschistischen Diktatur
ist. Für das tägliche Brot, daß die

Kinder nicht verhungern und die
Frau nicht frühzeitig krepiert, daß
der Bruder dem Gefängnis entrissen
wird, daß der Vater morgen nicht
verhaftet wird.

Wir haben uns an der von der Solida­
ritätsfront organisierten Demonstra­
tion beteiligt. Wir werden weiterhin
an allen Solidaritätsaktionen für
Chile, ob von dieser oder jener Seite
angeführt, teilnehmen. Und wir
werden versuchen, dort politisch auf

diese oder jene Seite Einfluß zu neh­
men, wo wir glauben, daß eine Ver­

mittlung zwischen den Standpunkten
im Dienste einer breiten, stärkeren
und wirksameren Solidarität mit

Chile steht.
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Frankreich:
Ein Pyrrhussieg?

Siege, die so teuer erkauft sind,
daß sie als Ouvertüre einer künftigen
Niederlage angesehen werden können

nennt man Pyrrhussiege. Vieles spricht
dafür, den knappen Sieg Giscard
d' Estaing über den Linkskandidaten
Francois Mitterand bei den französi­
sehen Präsidentschaftswahlen so zu
sehen, Der Gaullismus ist tot und
mit ihm die politische und ideologi­
sehe Achse des bürgerlichen Frank­
reichs in den letzten zwanzig Jahren.
Die mühsam und nur mit Abstrichen
für den zweiten Wahlgang hinter
Giscard d' Estaing hergestellte Ein­
heit der Rechten ist instabil. Der

Dänemark

In Dänemark nahmen Mitte Mai die
Proteststreiks das Ausmaß eines Ge­
neralstreiks an, rund fünfZigtausend
Demonstranten belagerten in Kopen­
hagen das Parlamentsgebäude. Auch
die Warnung der Gewerkschaftsbüro­
kratie (hinter der Kampagne steckten
nur die Kommunisten) konnte nicht
den Protest der Arbeiter bremsen.
Hinter der Kam pagne steckte in Wirk­
lichkeit die Minderheitsregierung der
dänischen Bauernpartei, die die.

wirtschaftlichen Probleme

Türkei

Aus den allgemeinen Parlaments­
wahlen am 14. Oktober 1972 ging in
der Türkei die republikanische Volks­
partei (RVP) überraschend als Sieger
he rvor. Die Führer der RVP verspra ­

ehen während des Wahlkampfes, im
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"neue Mann", jahrelang Finanz- und

Wirtschaftsminister gaullistischer
Regierungen, steht vor den alten
Problemen des Kapitalimus; Inflation,
Arbeitslosigkeit, usw. Er hat mit Ver­
sprechungen nicht gegeizt - "Wan­
deI ohne Risiko" - doch die er da­
mit eingefangen hat, werden sich
rasch von der Demagogie dieses In­
teressensvertreters des Kapitals über­
zeugen können,

Auf der anderen Seite die aus der Bei­
spiellosen Polarisierung der politi­
sehen Lager gestärkt hervorgehende
Linke. Die ökonomischen und sozi­
alen Kllmpfe, die sie nun gezwungen
ist zu entwickeln und voranzutreiben,
werden eine Einheit der Arbeiterklas­
se und der mit ihr verbündeten Schich
ten erzeugen, die über Wahl- und

Regierungsabkommen der SP-und KP-

des Landes, vor allem die die 100/0­
Marke längst übersteigende Inflation
auf schlaue Weise lösen wilL Sie ent­
schloß sich zu einer Maßnahme, die
man in den Wandelgängen der Parla­
mente vorsichtig als Kaufkraftab­
schöpfung bezeichnet, in den Arbeiter
wohnheimen schlicht als "am;sackeln"
oder Steuerraub benennt. Es geht um
die Erhöhung der Verbrauchersteuern
bei Autos, Bier, Wein, Zigaretten,
Spirituosen und Haushaltsartikel um
ein mehrfaches ihres bisherigen Um­
fanges. Luzifer wird mit dem Beelze­
bub ausgetrieben, liegen bleibt aller­
weil der angeblich vom Teufel Be­
sessene, der Durchschnitteskonsum ent,
sprich Arbeiter und Angestellter.

Falle ihres Sieges in der Türkei eine

Periode des Friedens und des Wohl­
standes zu eröffnen. Weiters verspra­
chen sie eine sofortige Generalamnes­
tie und die Wiederherstellung der
Meinungsfreiheit. Trotz Analphabe­

tentum, Abhängigkeit von den Agas
(den Großgrundbesitzern) und frag­
würdigen Wahleinrichtungen verfehlte
die Propaganda der RVP ihre Wirkung
unter den Volksrnassen nicht. Denn
seit dem 12, März 1971 hatte sich

Parteispitzen hinausreicht. Die Dyna­
mik dieser Bewegungen ist die ein­
zige Chance der traditionellen Arbei­
terpartei' von manchen ihrer reformis­
tischen Illusionen befreit zu werden.

Die Anhänger des Status quo in Ost
und West, in Washington, in Bonn, in
Moskau atmen erleichtert auf. Den
französischen Kommunisten hat der
sowjetische Botschafter mit seinem Be
such bei Giscard d' Estaing eine wich­
tige Lehre erteilt. Die Interessen der
sowjetischen staatsbestimmenden Grup
pen und die der französischen Arbei­
terklasse sind nicht von vornherein
und automatisch identisch.

Die Präsidentschaftswahlen markieren
nicht das Ende, sondern den Anfang
einer n euen Phase des Klassenkam pfes
in Frankreich.

Das exorzistische Unterfangen wäre
im Parlament an den Mehrheitsver ­
hältnissen gescheitert, wenn nicht
Herr Mogens Glistrup aufgetaucht
wäre. Den Namen könnte der Teufel
holen, und er wäre schon jetzt der
Vergessenheit anheimgefallen, wenn
nicht just seine Mandate die nötige
Mehrheit für das umstrittene Gesetz
erbracht hätte. Dieser Herr Glistrup
ist bei den letzten dänischen Par­
lamentswahlen mit einem bemerkens­
werten Programm zu parlamentari­
sehen Ehren gelangt: Er zog aus,
den ganzen Plunder Steuer und Staat
abzuschaffen. Dies war nun sein ers­
ter, aber sicherlich auch sein letzter
Streich.

auch in der Türkei eine Militärjunta
etabliert und nackten Terror gegen­
über allen fortschrittlichen politischen
Persooen und Einrichtungen entfesselt.
Über 70 Menschen wurden auf offener
Straße ermordet, alle demokratischen
Organisationen verboten, Tausende
wegen ihrer politischen Überzeugung
eingekerkert, hundertsiebenunddreißig
Buchtitel verboten, drei Patrioten
zum Tode verurteilt und gehängt.
Die Folter, in der Türkei bei Polizei
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und Gefängnisw ärtern seit jeher durch­
aus üblich, perfektioniert. Die Maß­
nahmen, die die PVR nach ihrem Re­
gierungsantritt ergriffen hat, sind
weniger dann halbherzige Versuche,

die Erinnerung an ihre Versprechen
nicht ganz zu enttäuschen. Insbeson­
dere die Generalamnestie ist in der

versprochenen Form ausgeblieben.
Von allen Strafen wurden lediglich
zwölf Jahre gestrichen. Ausgenommen
wurden von dieser Amnestie "staats- I
gefährdende Delikte", also Personen,
die als politischen Gründen im Gefäng­
nis schmachten. Von solchen Strafen
wurden -- spitzfindig - nur fünf Jahre
erlassen. Internationale Proteste -

darunter solche von Parteien und Ge­
werkschaften - könnten der RVP-Re­
gierung den Rücken zu stärken. deren
Zick-Zack-Kurs und zögernde Taktik
nicht zuletzt aus Angst vor der star­
ken reaktionären Opposition und vor
der im Hintergrund abwartende Hal­
tung beziehenden Armee zurückzu­
führen sind.

Griechenland

Ein individueller Protest in Athen
hat die Aufmerksamkeit der Welt­
öffentlichkeit wieder einmal auf die
Zustände in Griechenland gelenkt.
Günther Walraff, der bekannte, ein­
fallsreiche und mutige Reporter über
Mißstände am Arbeitsplatz, hat sich
selbst an einem Laternenpfahl auf
einem belebten Platz gekettet und
an die Passanten Flugblätter verteilt,
in denen er auf die politischen Re­
pressionen der Militär junta und das
Schicksal der politischen Häftlinge
hinwies. Das Ganze dauerte nur
einige Minuten, und der deutsche
Schriftsteller hing blutüberströmt,
von Polizisten zusammengeschlagen
am Laternenpfahl, der hier wirklich
zum demonstrativen Marterpfahl für
alle Gefolterten in Griechenland wur­
de.

Griechische Szene

Einige Tage danach wurde der bekann­
te griechische Oppositionelle und ehe­
maliger Minister Mavros von der
Insel Jaros freigelassen, die unter dem

Naher Osten

Die Beziehungen zwischen der Sow­
jetunion und Ägypten sind aus einem
Stadium der Unterkühlung in das der
baldigen Erfrierung eingetreten.
Wenn nach Brandt auch Nixon geht,
und in Frankreich ein in den Augen der
der sowjetischen Führung die etwas

neuen Juntachef Joannidis wieder re­
aktiviert wurde. Mavros forderte so­
fort die Freilassung aller auf Jaros
fest gehaltenen Gefangenen, darunter

zwielichtige Gestalt Mitterrands
das höchste Amt bekleiden wird,
dürfte der Zeitpunkt kommen, wo
die Verantwortlichen der gegenwär ­

tigen und in den vergangenen Jahren
praktizierten Außenpolitik der 50­

wjetunion in ihrem ureigensten Wir­
kungsbereich mit Fragen konfrontiert
werden. Besonders gra vierend ist der
schwindende Einfluß der Sow jetunion

sechsundzwanzig Kommunisten und
sagte, daß die Lebensbedingungen auf
der Insel darauf angelegt sind, die In­
haftierten vollkommen zu zerstören.

in einer ihrer hoffnungsversprechenden
außenpolitischen Reviere, eben dem
Nahen Osten. Kissingers'wunderbare"
Fähigkeiten entspringen einer uralten
diplomatischen Taktik: die Schwächen
und Fehler anderer untereinander aus­
zuspielen und für sich zu nützen.

Der politische Kurs in ~gypten unter
Sadat ist eindeutig auf die Liquidierung

•
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der bescheidenen Fortschritte des
Nasserismus gerichtet. Er wird darin ge­
gestärkt durch die relativen Erfolge
Ägyptens während des letzten Nah­
Ost-Krieges. Nun geht man in Ägypten
daran, die unter Nasser beschlagnahm­
ten Privatvermögen korrupter und re­
aktionärer Kapitalisten zurückzuer­
statten. Der nächste Schritt wäre die
Reprivatisierung der unter Nasser ver­
staatlichten Betriebe. Ghadaffi ist
sicher alles anderes als ein sozialis­
tischer arabischer Führer. Aber er ist­
wenn auch mit skurrilien und für uns
unverständlichen Zügen und Eskapaden
ein konsequenter Verfechter der
arabischen und damit auch der pa­
lästinensischen Sache. Seine Vorgangs­
weise gegenüber den amerikanischen
Ölkonzernen spricht für sei nen durch­
aus realistischen Sinn, was die Ein­
schätzung der Rolle des US-lmperi­
alismus im Nahen Osten betrifft. In
dieses Bild paßt auch das aufs Äußerste

gespannte Verhältnis zwischen ihm und

Sadat. (Ein vor der Weltöffentlichkeit

tunlichst vertuschter Anschlag auf Sa­
dat, der mißlang, wird ebenfalls
mit Ghadaffi in Zusammenhang ge­
bracht. )

Der Irak ist erneut in eine blutige
Auseinandersetzung mit den Kurden
verwickelt, die ihn anders besser

Indien
Kurz nach Bekanntgabe des Entschlus­
ses der indischen Eisenbahngewerk­
schaften, am 8. Mai 1974, auf al­
len Linien des indischen Eisenbahn­
netzes - mit rund sechzigtausend
Kilometer Länge eines der größten
der Welt - die Arbeit niederzulegel'\
um ihren bis dahin ungehört ver­
hallten Forderungen nach Erhöhung
der Löhne und Gleichstellung der
Eisenbahnbediensteten mit den Indus­
triearbeitern der Staatsbetrie be Ge­
hör zu verschaffen, reagierte die Re­
gierung unter Indira Ghandi prompt.
Sie ließ die wichtigsten Führer der
Gewerkschaften festnehmen. Die
Maßnahme entsprang nicht Hitz­
köpfen, die nicht wissen. was sie
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verwendbare Energien und vor allem
Sympathien kostet. Unter einem
anderen kurdischen Führer als Barsani,
der sich offen der guten Zusammen­
arbeit mit dem US -Imperialismus
brüstet, hätten die Ereignisse einen
anderen, für beide Seiten vorteilhaf­
teren Verlauf nehmen können.

Syrien wird von allen Seiten, von der
arabischen, der amerikanischen und
der sowjetischen, dazu gedrängt, den
Weg zu den Genfer Verhandlungen
freizumachen. Dieser Weg ist breit,
da haben alle beteiligten Großen in
der Nahostszenerie ihren Platz. Im
Graben landen dürfte dabei die Sache
der Palästinenser.

Das ist der Grund für die jüngsten An­
schläge palästinensischer Kommandos
in Israel. Die Mittel, die sie dabei
in Anwendung bringen, entsprechen
im größeren Rahmen denen von
Israelis wiederholt vorexerzierten.
Der Ausgang des Geißeldramas in
Maalot wird auch in der israelischen
Bevölkerung - bei uns wird das nur
angedeutet - der Haltung und der
Taktik der israelischen Verantwortli­
chen angelastet. Die vierzig toten
israelischen Kinder in Maalot waren
von der Regierung und vom Militär in
Israel ein ka lk ul ierte s Risiko bei
dem von vornherein feststehenden Ent-

mit ihrem Tun provozieren. Daß die
Eisenbahner es nicht einfach hinneh­
men würden, war allen Beteiligten
klar. Tags darau f kam es in alle n

großen Städten Indiens zu großen Mas­

sendemonstrationen und Streiks. In

der größten Hafenstadt des Landes,
Bombey, wurde sogar ein General-
streik durchgeführt. Es kam wieder­
holt zu blutigen Zusammenstössen
zwischen Polize i, Militär und Mani­
fest anten. Die Regierung heizte die
Stimmung im Land durch hemmungs­
lose Angriffe auf die sozialistischen,
marxistischen und kommunistischen
Gewerkschafte n an und prophezeite
mit dem Zusammenbruch des Ver­
sorgungs- und Transportwesens das
Ende aller Zeiten. Zumindesten das
Ende der indischen "Musterdemokratie "

schlUß : den Forderungen der Palästi­
nenser nach Freilassung von in isra­
elischer Haft befindlichen Kommando­
angehörigen unter keinen Umständen
nachzugeben. Wer das nicht glaubt,
sei an den Flugzeugabsturz erinnert,
den die israelische Luftwaffe verschul­
dete, weil sie angeblich glaubte,
Arafat wäre an Bord. Die völlig un­
schuldigen toten Passagiere waren da­
mals auch einkalkuliertes Risiko. Und
die Annalen des Terrors der Hagana*
füllen ganze Kapitel der Geschichte
des jüdischen Staates. Und die Ver­
geltung, wie schaut sie aus: Flücht­
lingslager werden bombardiert, als
Kinderspielzeug getarnte Ze itzünder

abgeworfen. Die Diskussion des
Zionismus ist eine Geschichte der
Emotionen und nicht der Argumente
nach möglichen Auswegen aus diesem
blutigen Dilemma, das ein ganzes
Volk heimatlos machte und ein an­
deres zu Chauvinisten. Man wird al-
so gut daran tun, wenigstens auf der
linken Reichshälfte nicht gleich los­
zusabbern, sondern einmal den Ver­
stand zu gebrauchen. Wenn es auch
schmerzlich ist.

* Zionistische Terrorgruppe, zur Zeit
des britischen Mandats in Palästina.

dürfte in dieser Politik der Regierung
Ghandis angelegt sein. Die korrupten
Machenschaften der meisten Regie­
rungsmitglieder , voran Eisenbahnmi­
nister Mishra, sind dem Volk bekannt.
Mit rapid sinkender Autorität der Re­
gierung und rasant steigenden sozi ­
alen Problemen des Landes entschließt
sich Indira Ghandi zu einer probaten
Lösung: Zur Gewalt. Ob sie hilft, ist

eine andere Frage. Jedenfalls sichert
sie die Herrschaft der Oberkasten.
Und darum geht es.

*



Streik im Ford-Institut

A.S.

Der Streik am IHS ist Ausdruck
diese Widerspruchs und seiner Folgen
für die am Institut Arbeitenden. Denn
die Leiter des Instituts versuchten,
den Widerspruch auf ihre Weise zu

beseitigen, indem sie ihn verleug­
neten und seine reaktionäre Seite,
die der Einschränkung des Denkens,
fester anpackten. Wie auch in den
sonstigen Bereichen von Lehre und
Forschung wird versucht, Kontrolle
und Druck zu verstärken, unter Ver­
hinderung einer eigenständigen Ar­
beitsweise und Verzicht auf brauch­
bare Forschungsergebnisse. Bei der
Untersuchung von Problemen vorhan­
dene Freiheiten werden einzuengen
versucht, politisch heikle Projekte
verhindert, Arbeitsdruck und Diszi pli­
nierung verstärkt, und vor allem wer­
den die Angestellten mit Arbeits­
platzverlust bedroht.

Natürlich ist der Widerspruch nicht
beseitigt, sondern im Gegenteil
durch die Kampfmalhahmen der Be­
troffenen umso stärker hervortreten.

würden stets gegen die Herrschenden
ausschlagen.
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Andrerseits macht die politische Be­
deutsamkeit dieser Art wissenschaft­
lichen Arbeitens es auch notwendig,
daß die Kapitalisten und ihre Voll­
zugsorgane die Wissenschafter unter
strengster Kontrolle halten müssen.
Denn eine freie Beschäftigung mit
den konkreten Problembereichen
unserer kapitalistischen Gesellscha ft
würde ständig Ergebnisse bringen, die
den Herrschenden sehr unangenehm
sind. Sie kann leicht zur Politisie­
rung nicht nur der Wissenschafter
selbst, sondern auch ihrer Umgebung
und immer weiterer Bevölkerungs­
kreise führen. Also haben wir hier
den Widerspruch: Die Arbeit der
Sozialwissenschafter soll gesell­
schaftspolitisch wesentliche Erkennt­
nisse und Informationen liefern und
nicht ein bloßes Nachplappern alt­
bekannter Phrasen sein, was ja den
Herrschenden wenig nutzen würde,
da sie die Phrasen schon selber aus­
wendig wissen. Andrerseits muß die
Arbeit der Sozialwissenschafter in
engen Schranken gehalten werden,
denn gesellschaftspolitisch wesent­
liche Gedanken und Untersuchnngen

sönliche Einsatz dann für ga nz andere
Zwecke als eine Lösung der Probleme,
nämlich für die Konservierung der
kapitalistischen Herrschaftsverhältnis­
se in allen Lebensbereichen verwen­

det wird.

r ---- ------ - ------ ---- ----- --------- -----
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Es geht dabei vor allem um die For­
derungen nach einem neuen Gehalts­
schema, deren Erfüllung seit einem
Jahr ständig verschleppt wurde; um
den Kampf gegen willkürliche per­
sonalpolitische Maßnahmen, wie
Kündigung, Nichteinstellung von
qualifizierten Bewerbern aus undurch
sichtigen (d. h. politischen)GrÜllden
und Schikanen der verschiedensten
Art ;weiters um die Durchletzung
eines Mitbestimmungskonzepts, das
allerdings nur ein Beratungsrecht der
Institutsangehörigen beinhaltet.
Letztlich haben wir es hier mit einem
ziemlich allgemeinen Dilemma der
Wissenschaftspoltik in einem ka pita­
list ischen Staat zu tun: Er braucht
für die Verfolgung seiner Herrschafts­
interessen Sozialwissenschafter, damit
sie Rechtfertigungen für die Regierungs'!
maßnahmen liefern, aber auch Kritik I
an ihnen üben. Damit diese Wissen- I
schafter eine fUr die Regierung mög- I
lichst wertvolle Arbeit leisten, müs- I
sen sie verhältnismäßig unbefangen ~
arbeiten können: Denn Voraussetzung I
für solch brauchbare FOr1>chungsergeb- I

Inisse sind neue Ideen und Ansätze, J

schöpferisches Interesse an der eige - :
nen Arbeit, Bemühen um eine wirk- I
lich umfassende und tiefgehende Be I
handlung komplizierter gesellschaft­
licher Fragen, auch wenn dieser per-

Am 17. April brach am Institut für
höhere Studien (Ford - Institut) ein
Streik aus, der erst 10 Tage später be­
endet wu rde, nachdem konkrete Zu­
sagen in allen Forderungspunkten er­
reicht worden waren. Der Streik war
von der Gewerkschaft der Privatange­
stellten genehmigt worden.

Schon seit Jahren gab es dauernd Kon­
flikte zwischen der Belegschaft des
Institutes (administratives Personal
und Assistenten) sowie den Stipendi­
aten auf der einen Seite und Kura­
torium (rot-schwarzes Gremium, das
alle Entscheidungen über das Institut
fällt) sowie Direktion auf der ande­
ren Seite. Seit vergangenem Herbst
aber wurde die Lage der Institutsan ­
gehörigen immer unerträglicher, was
schließlich zum Ausbruch des Streiks
führte.



FLUGBLATT

WARUM WIR SALLI NGER NICHT REDEN LIESSEN

Die heilige Kuh unserer glücklichen Alpenrepublik, die vielgepriesene
Sozialpartnerschaft, sollte endlich auch einmal den staunenden Studenten
der philosophischen Fakultät präsentiert werden. So geschah es, daß die
beiden großen Männer, die in ihrer Eintracht diese "Partnerschaft" so schön
dokumentierten, nämlich Anton Benya, Präsident des ÖGB, und lng. Rudolf
Sallinger, Präsident der Bundeskammer der Gewerblichen Wirtschaft, anläß­
lich der Leistungsschau auf die Uni gelotst wurden, um unter dem vielver­
sprechenden Titel "Gesetze der Wirtschaft und Freiheit der Wissenschaft" im

Festsaal der Universität unter lern Beifall der versammelten Professoren zu
sprechen.

Mehr und mehr werden die letzte Reste akademischer Freiheiheit auf der
Phil. Fak. zurückgedrängt, mehr und mehr wächst der Unmut der Studenten
über die Entwicklung; mehr und mehr gelüstet es die beiden Herren, auch
auf der Hochsdl ule ihre Stimme erschallen zu lassen und lehrreiche Ermah­
nungen vorzubringen, um die zukünftigen Wissenschafter und Lehrer nicht
unvorbereitet in die wohlgeordneten Gefilde der so partnerschaftlich organi­
sierten Wirtschaft eintreten zu lassen.

Fortsetzung auf Seite 27

"Die feierliche Maulkorbverleihung " Straßentheater der FÖJ -BfS-Hochschul­
gruppe.
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Was
"Phil. "
sich
leistete

Die sogenannte Leistungsschau der
Phil. Fak. der Wiener Universität
war ursprünglich von deren Initiatoren
gedacht als Propaganda "der" Wissen­
schaft schlechthin. Die fortschritt­
lichen Studenten argumentierten da­
gegen, daß die Wissenschaft, wie sie
heute betrieben wird, nicht Wissen­
schaft schlechthin sei, sondern eine
Wissenschaft, die im Interesse des
Kapitals gelehrt und angewandt wür­
de. "offensiv links" hat in der letz­
ten Nummer darüber berichtet.

Der tatsächliche Ablauf der Leistungs­
schau führte zumindest zu einem Teil­
erfolg der fortschrittlichen Studenten.
Sie verteilten an die Besucher der
Leistungsschau ein gemeinsames Flug­
blatt, indem alle fortschrittlichen
Studentenorganisationen auf den Cha­
rakter der bürgerlichen Wissenscha fren
hingewiesen. Außerdem protestierten
sie dagegen, daß diese Show ebenso
wie die Wissenschaft selbst auf Kosten
der werktätigen Bevölkerung betrie ben
wurde.

Dieser Flugzettel wurde ebenso wie
die Flugzetteln der einzelnen Insti­
tutsgruppen, die sich mit der auf
ihrem Institut betriebenen Wissen­
schaft konkret auseinandersetzten,
von den meisten Besucher n positiv
aufgenommen. In zahlreichen Dis­
kussionen gelang es den fortschritt­
lichen Studenten, ihre Ar,gumente
zur Geltung zu bringen.

Unterstützt wurde diese Aufklärungs­
arbeit durch einige Aktionen, die
gegen Veranstaltungen der Leistungs-



schau durchgeführt wurden: So wurde
etwa am Eröffnungstag die Frau
Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung im Rahmen eines Ern pfanges
zu einer Diskussion aufgefordert, was
aber eher in die Hosen ging. Etwas
erfolgreicher verlief am nächsten Tag
die Aktion gegen die Diskussion der
"Sozialpartner" Benya und Sallinger.
Während Kollege Benya von den
fortschrittlichen Studenten als Reprä­
sentant der größten Arbeiter - und An­
gestelltenorganisation als Diskussions­
partner anerkannt wurde, wurde Herr
Sallinger von den Studenten abgelehnt
- was sie auch in gebührender Form
zum Ausdruck brachten. Die Presse
berichtete über diese Aktion recht
ausführlich und differenzierte er­
freulicherweise zw ischen der Bereit­
schaft der Studenten, Kollegen Benya
anzuhören und den Aktionen gegen
Herrn Sallinger. Das anschließend
verteilte Flugblatt, das wir unten im
Wortlaut wiedergeben, fand im all­
gemeinen positiven Aufnahme. Le­
diglich ein überspannter Professor
gab einem unserer Flugzettelvertei­
ler eine Ohrfeige .••

Abschließend sei noch über ein auf­
klärendes Straßentheater berichtet,
daß sich mit dem Charakter der
technokratischen Hochschulreform
auseinandersetzte. In diesem Stück
wurde das Zusammenspiel von Kapi­
tal, Ministerium und Professoren­
schaft aufgezeigt; dem anwesenden
Studenten wird stellvertretend für
alle anderen Kollegen ein Maulkorb
umgehängt, ein protestierender Ar­
beiter wird gewaltsam entfernt.

Zusammenfassend kann man sagen,
daß es den fortschrittlichen Studenten
gelungen ist, die Veranstaltung in
eine Propagandaveranstaltung gegen
die bürgerliche Wissenschaft umzu­
funktionieren, obwohl die Ausstellung
durch die Aktionen zweifellos gröf~ere

Publizität erlangte.

FÖJ -BfS-HOCHSCHULGRUPPE

Schulung: GESCHICHTE DER
ARBEITERBEWEGUNG.
Jeden Montag, 19 Uhr. 1090 Wien,
Porzellangasse 33A, Tel:34 -67 -]45

Hochschulgruppentreff : Jeden
Donnerstag, 20 Uhr, c /0 Langbein
1010 Wien, Ledererhof 2/7
Tel: 63-23-06

Fortsetzung von Seite 21)

Nun ist aber die Sozialpartnerschaft, die genannte Heilige Kuh, viel eher
ein Goldenes Kalb. In den Reigen um diesen Götzen sollen auch die Studen­
ten einbezogen werden. Eine Partnerschaft kann nur zwischen Gleichen
existieren; die Gleichberechtigung zwischen Arbeit und Kapital ist einfach
eine Lüge. In einem anderen Rahmen, in anderer Form erleben diese glor­
reiche "Gleichberechtigung" auch die Studenten doch nicht erst dann, wenn
sie als Akademiker in einem Betrieb das Lied dessen singen müssen, dessen
Brot sie essen, wie man so schön sagt. Schon angesichts der Zustände auf
der Uni, auf der Studierende oder auch Professoren, wenn sie nur ein wenig
zu wenig zu kritisch werden und nicht bereit sind, den Konformismus mit
dem ganz großen Löffel zu fressen, gar bald in Schwierigkeiten geraten, mu­
tet es als Hohn an, wenn nicht nur die Ideologie der Partnerschaft ihnen ein­
geimpft werden soll, sondern die Veranstalter in gutmütigem Zynismus noch
die Idiotenwiese einer Diskussion einräumen wollen, damit man wenigstens
ein bisserl Demokratie spielen kann.

Wir sind der Meinung, daß Präsident Benya als oberster Gewerkschafter, so
bürokratisch versteinert und lIndernokratisch der ÖGB auch sein mag, durch­
aus ein Diskussionspartner nicht zuletzt auch der fortschrittlichen Studenten­
bewegung ist. Die Gemeinsamkeit der Interessen der Arbeiter und eines
großen Th iles der Studentenschaft macht es für uns nötig, uns mit der Orga­
nisation auseinanderzusetzen, der immerhin ein Großteil der österreichisch en
Arbeiter und Angestellten angehört. Daher waren wir bereit, den Ausfüh­
rungen des Herrn Benya, wenn auch ungeduldig und mit Kopfwiegen zuzu­
hören.

Einen Herrn Sallinger jedoch, der letztlich auch am Ende desjenigen Hebels
sitzt, der uns im Zuge der Hochschulreform langsam aber sicher allen die
Schädel breitquetschen soll; einen Herrn Sallinger, der von Partnerschaft
schwätzt und dabei nach dem Geldsack schielt; einen Herrn Sallinger schlier~­

lieh, der im Bunde mit seinen Mit -Sallingern und als Nachfolger vieler an­
derer Sallinger seit Jahren der österreichischen Bevölkerung Sand in die
Augen streut - diesen Herrn uns zur Diskussion vorzusetzen, ist schlicht und
einfach eine Provokation.

Daher haben wir seine Rede in der genannten Veranstaltung gestärt und damit
einen aller-allerersten Schritt gesetzt, die Herren Geldsäcke und Lemuren
einer miesen Gesellschaftsordnung symbolisc h in die Schranken zu weisen.

FÖJ - Bewegung für Sozialismus (Hochschulgruppe)
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Der KLUB LINKS ist jeden Freitag une
Samstag ab 18 Uhr geöffnet.

1020 Wien, Odeongasse 1, Eingang
Große Mohrengasse , Tel: 24-70-402

Programm
für

WA RNSTREIK DER AllSLÄNDISCHEN

STUDENTEN

Freitag, 7. Juni 1974 19 Uhr

Prof. Dr. Pollak
"AUFSTIEGSCHANCEN VON ARBEI­

TER- UND ANGESTELLTENKINDERN

IN DER GESELLSCHAFT AUF GRUND

IHRER SPRACHLICHEN ENTWICKLUNG
IN DER FAMILIE. "

Samstag, 8. Juni 1974 19 Uhr

Zyklus:
"WIENER MEUCHELMORDE"

3 Abende mit Znidaric & Pollak
(Gruppe Inter-Produktion)

Lesung: Artmann, Heller, Kästner

und Eigenes. Songs und Blues. Aktion.

(bei Schönwetter am Neufeldersee)

Freitag, 14. Juni 1974 19 Uhr

Egon Kodicek

"WER REGIERT IM ÖGB ?"

Die ausländischen Studenten führten

am Mittwoch, den 22.5.J974 einen
einstündigen Warnstreik im Vor­
studienlehrgang durch. Grund für
diesen Streik war die Tatsache, daß
sämtliche Zugeständnisse seitens des
Rektorats, die durch den letzten

Samstag, 15. Juni 1974 19 Uhr

ZYKLUS: Lesung, Malerei

Freitag, 21. Juni 1974 19 Uhr

AKTUELLE TON-DlA-SCHAU

ÜBER CHILE von Hugo

Samstag, 22. Juni 1974 19 Uhr

ZYKLUS: Experimentalfilme 1969­
1972, Vortrag über Mind-Art.

Freitag, 28. Juni 1974

Peter Rosner

BERICHT ÜBER DIE POLITISCHE
UND ÖKONOMISCHE SITUA TION
IN INDIEN

Samstag, 29. Juni 1974

Peter Turrini

LESUNG AUS SEINEN WERKEN MIT

DISKUSSION

(bei Schönwetter am Neufeldersee)

Streik erkämpft wurden (wie z. B.

Abscha ffung der Anwesenheitslisten,

der Zulassungsprüfungen), in keiner

Weise realisiert wurden. Die linke

Studentenbewegung solidarisierte

sich voll mit den Forderungen der
ausländischen Kollegen.
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